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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 

für diejenigen von uns, die ein Studium ab-
solviert haben, liegt diese Zeit unterschiedlich 
lange zurück. Bei weitem nicht alle Saarlän-
der_innen haben an einer saarländischen 
Hochschule studiert. Viele sind in andere 
Städte gegangen – viele sind danach wieder in 
das geliebte Saarland zurückgekommen. Aber 
wie sieht es rund um die Hochschullandschaft 
im Saarland heute aus? Als wir uns in der 
Redaktion für dieses Thema entschieden 
haben, war uns schnell klar, dass wir Exper-
ten_innen zu Wort kommen lassen wollen. 

So findet ihr u.a. einen Artikel des FG-Vor-
sitzenden Hochschule und Forschung, Patrik 
Zeimetz, der einen Überblick über die Arbeits- 

und Qualifizierungsbedingungen all derer 
gibt, die nach dem Studium im Wissenschafts-
betrieb bleiben. 

Prof. Dr. Peter-André Alt, seit 1. August 2018 
Präsident der Hochschulrektorenkonferenz, 
hebt in einer Anzeigenveröffentlichung der 
Süddeutschen Zeitung vom 10. Oktober 2018 
explizit die vier Dimensionen der Hochschul-
bildung hervor: Fachwissenschaft, Persönlich-
keitsbildung, Arbeitsmarktvorbereitung und 
Befähigung zum gesellschaftlichen Engage-
ment. Ob und wie dem an der UdS Rechnung 
getragen wird, gehen Lukas Redemann und 
Julia Bühler, Vorsitzende des AStA der UdS in 
ihren Artikeln auf den Seiten 8 und 9 nach, für 
deren Beiträge wir uns an dieser Stelle noch 
einmal ausdrücklich bedanken.  

Mit der Personalstruktur, Problemfeldern 
und Chancen an der HTW des Saarlandes 
befasst sich der Artikel von Matthias Römer. 
Umfangreich fällt in dieser Ausgabe die Rubrik 
„Gewerkschaft“ aus.  Neben Berichten zur ak-

tuellen Arbeit in Fachgruppen und Personalrä-
ten, findet ihr eine Zusammenfassung des 
Landesausschusses der GEW Saarland („klei-
ner Gewerkschaftstag“) und die sich daran 
anschließende Frauenvollversammlung. 
Anempfehlen will ich euch auch die „Gedan-
ken zur politischen Lage“ von unserem Redak-
tionsmitglied Helmut Bieg, der auf seine 
unnachahmliche Art den Bogen spannt von 
den Jahren 1998 bis heute. 

Wie immer beendet neben den Glückwün-
schen für unsere Jubilare das (kritische) 
Schlusswort von Harald Ley diese Ausgabe. n 

Ich wünsche allen Kollegen_innen 
eine spannende Lektüre. 
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Arbeits‐ und Qualifizierungsbedingungen 
an deutschen Hochschulen und insbesondere an der Universität des Saarlandes

In den deutschen Hochschulen werden 
nicht nur Generation um Generation Studie-
rende ausgebildet, sondern auch nach dem 
Studium geht es für die meisten, die die Hoch-
schulen vorerst nicht verlassen wollen, weiter 
mit der Qualifizierung. Mit Doktorarbeit und 
Habilitation oder einer Juniorprofessur nähert 
man sich Schritt für Schritt dem höchsten der 
akademischen Ziele: einer Berufung auf eine 
Professur. Das Problem ist, dass für die Profes-
suren aber nur eine begrenzte Anzahl an Stel-
len vorhanden sind, die Zahl der qualifizierten 
Absolventen und Absolventinnen aber 
wesentlich höher ist. Zudem hat sich in den 
vergangenen Jahrzehnten die Personalstruk-
tur an den Hochschulen verändert. Dauerhaf-
te Stellen jenseits einer Professur sind stetig 
abgebaut worden.  

Die Folge ist zum einen, dass nur ein gerin-
ger Teil derjenigen, die nach dem Studium an 
den Hochschulen im wissenschaftlichen 
Bereich arbeiten, unbefristete Stellen haben. 
Nimmt man die Professuren sowie wissen-
schaftlichen Hilfskräfte aus, so liegt die Quote 
der befristeten Beschäftigungen im soge-
nannten akademischen Mittelbau an der Uni-
versität des Saarlandes bei ca. 85%. Damit 
steht die Universität im deutschlandweiten 
Vergleich noch nicht einmal allzu schlecht da. 
Laut dem Statistischen Bundesamt und 
Berechnungen der GEW auf Bundesebene 
war im Jahr 2005 das Verhältnis von unbefris-
tet zu befristet angestellten Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern deutschlandweit 
in Schnitt noch 1 zu 4. Im Jahr 2013 war die 
Quote schon bei 1 zu 9 – Tendenz weiter fal-
lend.   

Zum anderen verändert sich damit aber 
auch die Arbeit in all ihren Facetten. Dauer-
aufgaben in Forschung und Lehre werden zum 
Großteil von befristet Beschäftigten übernom-
men. Durch die hohe Personalfluktuation ent-
stehen Reibungsverluste. Nicht zuletzt kommt 
bei den befristeten Beschäftigten neben der 
Abhängigkeit von Ihren Vorgesetzten was die 
Qualifizierung und Benotung angeht auch die 
Abhängigkeit in Bezug auf Vertragsverlänge-
rungen und das Arbeitsverhältnis allgemein 
hinzu. Aus diesem Anlass hat der Gesetzgeber 
im Saarland reagiert und ist im saarländischen 
Hochschulgesetz der Initiative des Personalra-
tes für das wissenschaftlichen Personal an der 
UdS gefolgt. So heißt es in §12 Personal: „(3) 
Die Personalstruktur ist so auszugestalten, 
dass die Qualität und die Kontinuität der wis-
senschaftlichen Arbeit in Forschung und Lehre 

gesichert sind. Insbesondere ist mit Blick auf 
dauerhafte Aufgaben in den wissenschaftli-
chen Bereichen die Anzahl der Dauerstellen in 
ein angemessenes Verhältnis zu den befriste-
ten Qualifikationsstellen zu bringen und zu 
halten. Zur Sicherstellung guter Beschäfti-
gungsbedingungen vereinbart die Hochschule 
mit den Personalräten einen Rahmenkodex.“ 
Indes zeigt dieser Paragraf in der Realität 
kaum eine Wirkung. 

Dass es auch anders geht, zeigt sich, wenn 
man die Personalstruktur an Hochschulen in 
Deutschland in den internationalen Vergleich 
stellt. Im „Bundesbericht Wissenschaftlicher 
Nachwuchs 2013“ liest man, dass Deutsch-
land sich im internationalen Vergleich durch  
eine  hohe Promotionsquote auszeichnet. In 
einer EU-weiten Betrachtung entfiel demnach 
ein Viertel der Promotionen auf Deutschland. 
Entsprechendes zeigt der Bericht für den Ver-
gleich der Anteile der verschiedenen Katego-
rien des hauptberuflichen Personals mit 
denen in England, Frankreich oder den USA. 
2009 seien in Deutschland 68 % dieses Perso-
nals durch befristet beschäftigte wissen-
schaftliche Mitarbeiter_innen gestellt wor-
den. In Frankreich seien es in 2009/2010 27 %, 
in England in 2009 28 % und in den USA in 
2010 gerade mal 14 % gewesen.  Wir bilden 
an deutschen Hochschulen also weit über den 
akademischen Bedarf hinaus aus und nur die 

wenigsten dieser Absolventen haben die 
Chance, dauerhaft im deutschen Wissen-
schaftssystem zu verbleiben. In der Folge 
müssen sie in andere Arbeitsmärkte auswei-
chen. Dort wiederum keimt seitens der 
Arbeitgeber die Kritik auf, dass unsere Dokto-
rinnen und Doktoren zwar fachlich hervorra-
gend ausgebildet, andere wichtige Kompeten-
zen, wie etwa Führungs- und Management-
kompetenzen, allerdings oft unterentwickelt 
seien. 

Neben der grundlegenden Befristungspro-
blematik ist der wissenschaftliche Nachwuchs 
allerdings noch mit anderen Problematiken 
konfrontiert. Vertragslaufzeiten von im Schnitt 
2 Jahren tragen nicht unbedingt zu großer 
Sicherheit und beruflicher Konstanz bei. 
Zudem ist in nur wenigen Fachbereichen die 
Vollzeitbeschäftigung der Normalfall. Statt-
dessen muss man sich mit Teilzeitstellen (oft 
nur 50 %) zufriedengeben. Damit aber noch 
nicht genug. Neben den regulären Beschäfti-
gungsverhältnissen, bei denen man zumin-
dest in den Genuss einer tarifvertraglichen 
Absicherung, Sozialversicherungen und einer 
Personalvertretung kommt, finden sich an 
deutschen Hochschulen noch weitere Katego-
rien von Personen, die auf die eine oder ande-
re Weise für Arbeit in der Wissenschaft 
bezahlt werden: wissenschaftliche Hilfskräfte, 
quasi selbstständige Lehrbeauftragte oder 
durch Stipendien geförderte Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler leisten meist die 

gleiche Arbeit wie wissenschaftliche Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, haben aber mit 
schlechteren Rahmenbedingungen zu kämp-
fen. Wissenschaftliche Hilfskräfte werden 
unter Tarif bezahlt und haben generell Teilzeit-
stellen von höchstens 50 %. Stipendien 
machen sich zwar auf dem Lebenslauf recht 
gut, bieten aber keine Sozialversicherung und 
können im Normalfall auch von der Höhe der 
Förderung her nicht mit regulären Beschäfti-
gungen konkurrieren. Mit Lehraufträgen kann 
man sich nur schwerlich über Wasser halten. 
Man bekommt weder die Vorbereitungszeit 
noch die Nachbereitungszeit bezahlt und um 
Sozialversicherung muss man sich auf ande-
rem Wege kümmern. All diese Personenkate-
gorien haben gemeinsam, dass es für sie im 
Saarland keine Personalvertretung gibt. 

Und mit all dem und vor allem der Unsi-
cherheit werden Personen konfrontiert, die 

sich in einer Lebensphase befinden, in der 
man zumindest biologisch die besten Voraus-
setzungen für Familiengründungen hat. Folge 
sind nicht nur die viel beklagte Fortpflan-
zungsträgheit von Akademiker_innen sondern 
auch eine klare Benachteiligung von Frauen. 
Die Statistiken zeigen über deutlich, dass beim 
Frauenanteil die Schere immer weiter ausei-
nanderklafft, je höher der erreichte Abschluss 
ist. 

Doch das ist nicht das einzige zeitliche Phä-
nomen: Je länger man im Wissenschafts- und 
Hochschulsystem verbleibt, umso schwieriger 
wird es außerhalb davon beruflich in ange-
messener Position Fuß zu fassen, sollte man 
den Sprung in die Professur nicht schaffen. 
Überqualifikation ist hier das Stichwort. Eine 

Aussage einer meiner Beratungsfälle geht mir 
hier nicht aus dem Kopf und hat es auf den 
Punkt gebracht: „Ich stehe zwischen C4 
(damals eine Professorenbesoldung) und Harz 
IV.“ 

Das Thema Führungskompetenzen – oder 
eher deren Mangel - ist weiter oben schon in 
anderem Kontext angerissen. Auf der akade-
mischen Karriereleiter spielt die Vermittlung 
dieser Kompetenzen allerdings nur eine sehr 
nebensächliche Rolle. Auch im Berufungspro-
zess kommt es eher auf andere Kompetenzen 
an. Und so wundert es nicht, dass es durchaus 
vorkommt, dass sich jemand bis ganz nach 
oben gearbeitet hat, ohne jemals mit diesem 
Thema in Berührung zu kommen. Als Lehr-
stuhlinhaber oder Leiter einer Forschungs-
gruppe trifft man dann aber in verantwortli-
cher Position auf Angestellte und Mitarbei-

ter_innen.  Bei weitem nicht jede/r kann mit 
dieser Verantwortung umgehen. Gepaart mit 
der weiter oben beschriebenen doppelten 
Abhängigkeit geraten so manche in geradezu 
verzweifelte Situationen. Aus Angst sucht man 
sich entweder keine Hilfe und wenn, dann 
meist viel zu spät. Es sei an dieser Stelle 
erwähnt, dass hier kein flächendeckendes 
Problem besteht, sondern dass es sich hier 
um Einzelfälle handelt. Ich hatte Beratungssi-
tuationen bei denen ganze Arbeitsgruppen 
sich bei mir über Ihre Arbeitssituation beklagt 
haben, die dann aber sinngemäß endeten: 
„Das haben wir Ihnen aber nur erzählt, damit 
es einmal aktenkundig ist. Bitte tun sie nichts 
bevor wir nicht unseren Abschluss haben.“ 
Tragisch, dass in solchen Problemzonen nur 
wenige ihren Abschluss erreichen werden. 

Doppelt tragisch, dass man bei Problemen mit 
Professor_innen, deren nächster Vorgesetzter 
zur Zeit der saarländische Ministerpräsident 
ist, uniintern ohne Unterstützung die Mitar-
beiter_innen nur begrenzt schützen kann.   

Man sieht deutlich, dass die Arbeitssitua-
tionen und Rahmenbedingungen an Hoch-
schulen ein weites Feld für gewerkschaftliches 
Engagement bieten. Um aber weiter zu kom-
men, muss man die Probleme am Kern ange-
hen und nach den Ursachen fragen. Was hat 
zu diesen Entwicklungen geführt? Was hat sie 
begünstigt? Woher kommt diese hohe Befris-
tungsrate? Gespräche mit Verantwortlichen 
sind oftmals nicht sehr freudvoll und führen 
auch nur begrenzt zum Ziel. Da hört man z.B. 
solche Aussagen wie: „Unbefristete sind 
immer so demotiviert, ich habe da schlechte 
Erfahrungen gemacht.“ oder „Es gibt eben 
Menschen, die wollen das so und fühlen sich 
wohl dabei, bis zur Rente immer wieder 
befristet in spannenden Forschungsprojekten 
zu arbeiten.“ bis hin zu solch zynischen Aussa-
gen, dass Befristung ein Innovationsmotor sei. 
Nicht minder zynisch kann man dem mit der 
Forderung nach genereller Befristung von 
Professuren begegnen. Der Innovationsschub 
wäre wohl enorm. Wichtiger und zielführen-
der scheint mir hier zu betrachten, welche 
Anreize hinter diesen Entwicklungen stecken, 
oder welche eben fehlen. Ganz plakativ, eindi-
mensional, grob und kurz angedacht: Warum 
produzieren wir so viele Doktorinnen und 
Doktoren? Weil damit das Renommee des 
Doktorvaters oder der Doktormutter steigt? 
Warum werden nicht neben den Professuren 
mehr dauerhafte Stellen für Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter geschaffen? Weil nur die 
Anzahl der Professuren zum Renommee der 
Fachrichtung beiträgt?   

Insbesondere auf Bundesebene ist die GEW 
mit Andreas Keller und dem Bundesfachgrup-
penausschuss Hochschule und Forschung seit 
Jahren sehr intensiv mit diesen Thematiken 
beschäftigt. Die regelmäßigen Wissenschafts-
konferenzen und die dort produzierten Papie-
re, wie z.B. das „Templiner Manifest“ oder der 
„Herrschinger Kodex“ sind richtungsweisend 
und bundesweit viel beachtet. Einige der dort 
entwickelten Gedanken wurden auch im Saar-
land von der Fachgruppe Hochschule und For-
schung aufgegriffen, umgesetzt oder entspre-
chende Impulse in der Politik und den Hoch-
schulleitungen gesetzt. Der bereits oben 
zitierte Passus aus dem saarländischen Hoch-
schulgesetz, der Kodex zum fürsorglichen 
Umgang mit Beschäftigten, gesetzlich veran-
kerte Mindestvertragslaufzeiten, die Aufhe-
bung des Entfristungsstopps an der UdS und 
die Schaffung neuer Karrierewege in der Wis-
senschaft jenseits der Professur können hier 
als Beispiele genannt werden. n 

Patrik Zeimetz 

Quelle: Statistisches Bundesamt 

Hauptberufliches wissenschaftliches Personal an Hochschulen in Deutschland, Frankreich, England und den USA, Quelle: Bundesbericht wissen-
schaftlicher Nachwuchs 2013, Konsortium Bundesbericht Wissenschaftlicher Nachwuchs
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Wenn man den Gedanken aus dem vorheri-
gen Artikel, nämlich das deutsche Hochschul-
system nach dem Gesichtspunkt der Anreiz-
orientierung zu analysieren, konsequent wei-
ter verfolgt, dann bietet der Teilbereich der 
Hochschulfinanzierung ein lohnendes Feld. 
Ganz besonders wird das deutlich, wenn vor 
dem Hintergrund von Sparmaßnahmen, wie 
sie beispielsweise die saarländischen Hoch-
schulen gerade erleiden müssen, aus den von 
außen gesetzten Anreizen unerträgliche Kon-
kurrenzsituationen erwachsen. In diesen ist 
unter anderem auch die finanzielle Ausstat-
tung der konkurrierenden Hochschulen über 
Erfolg und Misserfolg ausschlaggebend. Man 
versucht hier die Gesetze des freien Marktes 
in einem Gebiet anzuwenden, bei dem doch 
wesentlich die akademische Freiheit, das „den 
Kopf frei von Zwängen und Drücken“-Haben 
für den Erfolg des Systems stehen. Ein Kollege 
bringt die Thematik immer passend auf den 
Punkt: „Welche Erfolgsaussichten hätte ein 
Einstein in der heutigen Forschungslandschaft 
in Deutschland gehabt?“ Es ist eine gute 
Übung, wenn sich der geneigte Leser die Ant-
wort selbst überlegt und dabei nicht ausser 
Acht lässt, dass ein System, das lediglich wirt-
schaftliche Anreize setzt und in dem sich die 
Qualitätsstandards an der wirtschaftlichen 
Verwertbarkeit des Produktes Forschung ori-
entieren, zwangsläufig Ergebnisse produziert, 
die im wissenschaftlichen Mainstream liegen 
und somit aussergewöhnliche Denkansätze 
sogleich ausgefiltert werden. Dem geneigten 
Leser sei aber noch eine weitere Aufgabe auf-
gegeben: Warum landet man beim Thema 
Hochschulfinanzierung zwangsläufig und 
direktemang beim Thema Forschung und ver-
liert zunächst die Lehre völlig aus dem Blick-
feld? 

Begibt man sich vor Ort an die deutschen 
Hochschulen, spricht man mit den Mitarbei-
tern und Mitarbeiterinnen, den Studierenden, 
macht man die Augen auf und beäugt die bau-
liche Situation, die Ausstattung in zentralen 
Bereichen, die zentrale Infrastruktur, das Lehr-
angebot, die Dienstleistungen rund um Lehre, 
Studium und Forschung, so stellt man schnell 
fest, dass die Länder, und vor allem diejenigen 
in finanziellen Notlagen, mit der Finanzierung 
der Hochschulen völlig überfordert sind. Im 
Bildungsbereich auf Bundesebene hingegen 
herrscht stetig Überfluss. Ein weiterer Über-
fluss wird in den Geldbörsen der Studieren-
den, deren Eltern oder Großeltern vermutet - 
womit die Idee der Studiengebühren, ob offen 

oder getarnt als Verwaltungsgebühren, gebo-
ren wäre. Die Idee mit den Studiengebühren 
hat ja politisch irgendwie nicht geklappt. Dann 
versucht man den erneuten Einstieg eben mit 
einer Umetikettierung. Fakt ist: die Länder 
haben kein Geld und der Bund hat es. Ande-
rerseits wollen sich die Länder aber auch nicht 
in die Bildungshoheit hineinregieren lassen. 
Wahrscheinlich käme der Bund ja auf die Idee 
seine Gelder zweckgebunden zu vergeben 
und somit die Marschrichtung vorzugeben? 
Also gibt es das sogenannte Kooperationsver-
bot, das es dem Bund verbietet Hochschulen 
direkt zu finanzieren und die Grundfinanzie-
rungen, also das, was einem „den Kopf frei 
von Zwängen und Drücken“ hält, zu stärken. 
Im Vergleich zu den anderen Bildungshaushal-
ten ist man in der Hochschulfinanzierung aber 
einen guten Schritt weiter – ob auch mit 
gutem Ergebnis, sei einmal dahin gestellt. Es 
ist dem Bund erlaubt, durch befristete Finan-
zierungen Projekte, Initiativen (sogar exzellen-
te), Kollegs, Sonderforschungsbereiche und 
Ähnliches zu finanzieren.  Und somit ist eine 
weitere Idee geboren: die Drittmittelfinanzie-
rung.  

An dieser Stelle muss dringend mit einem 
gängigen Gerücht aufgeräumt werden: Dritt-
mittel heißt nicht zwangsläufig, dass die Gel-
der auch wirklich aus den Händen und Börsen 
Dritter kommen. Es gibt zwar einen Anteil an 
Finanzierungen, bei denen tatsächlich Dritte, 
beispielsweise Partner aus der Wirtschaft und 
Industrie Forschung fördern – natürlich mit 
einem gesunden und gerechtfertigten Maß an 
Eigeninteresse. Die meisten dieser Drittmittel 
stammen aber - ob direkt oder indirekt – vom 
Staat, also vom Steuerzahler.  Dieser bestimmt 
aber natürlich nicht, wie diese Gelder verge-
ben werden. Er könnte ja auf die Idee kom-
men, damit die Studienbedingungen zu ver-
bessern. Drittmittel sind als Mittel, die –
zumeist aus dem Säckel des Steuerzahlers 
stammend – zweck- und an einen bestimmten 
Forschungsauftrag gebunden an Hochschulen 
und Forscher_innengruppen vergeben wer-
den. Und zwar nachdem diese entsprechende 
Anträge erstellt und in hoch kompetitive Ver-
fahren eingefüttert haben. Die Vergabe der 
Mittel erfolgt dann durch Kommissionen, Räte 
oder Expertinnengruppen. Man möge an die-
ser Stelle meinen durchaus zynischen Ton ver-
zeihen. Gerade ist mir ein Begriff eingefallen, 
der mittlerweile an der einen oder anderen 
Stelle zu hören ist: „Verforscht“. Das bedeutet, 
dass ein Wissenschaftler eine Idee verfolgt  -  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

und damit Gelder verpulvert - hat, die nicht 
zum Erfolg führte. Wahrscheinlich gibt es 
demnächst auf dem Markt sogenannte „Ver-
forschungsversicherungen“ mit denen sich die 
Forscher absichern können, falls sie die Erwar-
tungen von Drittmittelgebern – also dem 
Steuerzahler, also uns, obwohl nicht bei der 
Formulierung der Erwartungen einbezogen – 
nicht erfüllen konnten. 

Fakt ist, dass Drittmittelfinanzierungen bis-
her immer zeitlich befristet waren und dass 
sie in hoch kompetitiven Verfahren vergeben 
werden, was zumindest bedeutet, dass man 
sich über Ausgang und Erfolg nicht ganz sicher 
sein kann. Die Mittel sind also nicht geeignet, 
dauerhafte Strukturen aufzubauen. Aber 
gerade dies brauchen die deutschen Hoch-
schulen:  Eine Stärkung und einen Ausbau der 
dauerhaften Strukturen, um letztendlich auch 
Reibungsverluste durch ständige Fluktuation 
zu vermeiden und effiziente Prozesse dauer-
haft etablieren zu können. Die Problematik 
der Drittmittel ist also an dieser Stelle identifi-
ziert: Die Schaffung völlig falscher Anreize und 
die mangelnde Eignung zur Schaffung dauer-
hafter Strukturen und Infrastrukturen. 

Drittmittel sind aber nicht die einzige Mög-
lichkeit, die es dem Bund gestattet, sich in die 
Hochschulfinanzierung der Länder einzumi-
schen. Es gibt ebenso den sogenannten Hoch-
schulpakt. Stark vereinfacht bedeutet dies, 
dass der Bund ab dem Erreichen einer  

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
bestimmten 

Zahl an Studienanfän-
ger_innen pro Studien-

anfänger_in einen bestimm-
ten Betrag zuschießt.  Also 

landet man doch irgendwann 
beim Thema Studium und Leh-

re (man erinnere sich an die 
Übungsaufgabe 2). Diese Vergabe-

methode hat allerdings den gravie-
renden Haken, dass sie völlig falsche 

Anreize für die Hochschulen setzt. Die 

Hochschulen sind natürlich daran interessiert, 
sich diese Gelder nicht durch die Lappen 
gehen zu lassen. Also versuchen sie so viele 
Studierende wie möglich zu gewinnen. Ob 
diese dann auch zum Erfolg kommen und 
ihren Abschluss in erträglicher Zeit machen 
oder ob sie gar abbrechen, spielt keine Rolle. 
An dieser Stelle müssen die Modalitäten drin-
gend nachgebessert werden. Es müssen 
neben den rein quantitativen Kriterien auch 
qualitative zur Anwendung kommen. Zudem 
zeigt sich auch hier der gleiche Nachteil wie 
bei den Drittmitteln. Diese Mittel treffen nicht 
sicher und nicht in berechenbarer Höhe ein. 
Sie eignen sich also wiederum nicht dazu, ste-
tige Strukturen aufzubauen. Hier könnten bei-
spielsweise verstärkt Lehrkräfte für besonde-
re Aufgaben oder ganze Lehrstäbe zum Ein-
satz kommen. 

Die wichtigsten Gedanken und Forderun-
gen möchte ich an dieser Stelle zusammenfas-
sen: Durch Abschaffung des Kooperationsver-
botes muss es dem Bund möglich werden, die 
Hochschulen bei der Schaffung verlässlicher, 
effizienter und dauerhafter Strukturen und 
Infrastrukturen zu unterstützen. Die Drittmit-
telförderung mit ihren Vergabemodalitäten 

schafft durch übersteigerte Kompetitivität 
ungünstige Bedingungen für freie Forschung 
und läßt insbesondere vor dem Hintergrund 
von Sparszenarien wie hier im Saarland den 
internen Druck bis über die Grenzen wachsen. 
Im Bereich Studium und Lehre fehlen hinge-
gen sinnvolle Anreizsysteme völlig. An diesen 
Stellen muss dringend nachgebessert werden. 
Ansonsten wird sich der durch völlige Fehl-
steuerungen vorgezeichnete Weg im deut-
schen Hochschulsystem nicht korrigieren las-
sen. n 
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Hochschulfinanzierung 
Eine anreizorientierte Betrachtung
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Studienangebot und Studienqualität an 
der Universität des Saarlandes

Die Universität des Saarlandes (UdS) ist 
nicht nur Heimatuniversität, sondern auch die 
einzige Universität des Saarlandes. Dass sich 
das auch im Studienangebot niederschlägt, 
zeigt die Vielzahl an Fächern: Neben der Leh-
rer_innenausbildung und den „Massen“-Fä-
chern Jura, BWL und punktet die UdS mit bun-
desweit zum Teil einzigartigen Studiengängen 
im Bachelor wie Cybersicherheit, Historisch 
orientierte Kulturwissenschaften oder Franzö-
sische Kulturwissenschaft und Interkulturelle 
Kommunikation. Besonders beliebt und deutsch-
landweit bekannt sind unsere deutsch-franzö-
sischen Abschlüsse, z.B. in Jura am Centre 
Juridique Franco-Allemand, im Studiengang 
„Deutsch-Französische Studien: Grenzüber-
schreitende Kooperation und Kommunikati-
on“ oder im Bereich der Materialwissenschaf-
ten an der École Européenne d'Ingénieurs en 
Génie des Matériaux (EEIGM).  

Die Nähe zu Frankreich prägt also auch das 
Studienangebot deutlich: die enge Zusam-
menarbeit mit der Deutsch-Französischen 
Hochschule, die auch an der HTW ein festes 
Standbein hat, ist eine enorme Bereicherung 
für die gesamte Universität. Im Zuge der aktu-
ellen Herausforderungen in der Bewerbung 
um eine Europa-Universität wird diesen Studi-
engängen eine zentrale Bedeutung beigemes-
sen. Auch unsere trinationalen Studiengänge, 
z.B. der Master Border Studies, sind ein Para-
debeispiel für ein innovatives Studienangebot 
im Bereich Europa. Eindeutiger Schwerpunkt 
der Universität ist und bleibt aber der Bereich 
IT: die Informatik mit ihrer exzellenten Vernet-
zung zu den Forschungsinstituten am Campus 
(DFKI, Max-Planck, CISPA) kann trotz des Rück-
schlags bei der Exzellenzinitiative weiter mit 
herausragender Forschung und Lehre bei den 
Studierenden punkten. 

Doch es ist nicht alles perfekt am Campus 
Saarbrücken. Nach der Schließung mehrerer 
Fächer durch die Sparmaßnahmen der Lan-
desregierung haben besonders die Geistes-
wissenschaften stark gelitten: die Fachrich-
tung Slavistik, letzte Bastion der Osteuropa-
Forschung der Region, musste dicht machen – 
nachdem zuvor schon die Skandinavistik in 
Saarbrücken eingestampft wurde. Auch die 
Dolmetschstudiengänge, die am hiesigen 
Institut weit über Deutschland hinaus be-
kannt waren (in ganz Deutschland kann man 
Konferenzdolmetschen nur an vier Universitä-
ten studieren), sind passé. Doch auch dort, 
wo nicht gleich ganze Fächer gestrichen wur-

den, haben die Fachrichtungen herbe Ein-
schnitte erleiden müssen: gerade jetzt wird 
vielerorts deutlich, dass Lehrpersonal fehlt 
und die Betreuungsrelation immer schlechter 
wird, weil Professuren wegen der Sparmaß-
nahmen nicht nachbesetzt werden. Darunter 
leiden fächerübergreifend nahezu alle Fach-
bereiche. Die Anzahl der Bachelorarbeiten, 
die von einer Person betreut werden müssen, 
ist zum Teil nicht mehr vertretbar – da ist die 
gesetzlich vorgeschriebene Frist zur Bewer-
tung der Arbeit kaum noch einzuhalten. Hinzu 
kommt der Mangel an Soziologie und Politik-
wissenschaften, der von vielen Studierenden 
beklagt wird. Eine Veranstaltung des AStA zur 
Einführung in Karl Marx‘ Denken mit über 100 
Teilnehmer_innen zeigt, wie hoch das Interes-
se in diesem Bereich ist und dass die Universi-
tät gut daran täte, diese Fachbereiche wieder 
einzurichten. 

Im Bereich Studienqualität fehlt es vor 
allem an einem: an studentischen Lern- und 
Arbeitsräumen. Die Raumsituation kann zwei-
felsohne als prekär bezeichnet werden. Nach-
dem das Gebäude C5.2 aufgrund von Brand-
schutzmängeln geschlossen werden musste, 
haben wir von der Studierendenschaft ge-
meinsam mit dem Studentenwerk und dem 
International Office das FORUM international 
im ehemaligen Canossa als studentischen 
Freiraum eingerichtet, der am 5. November  
seine Türen öffnete. Gerade im Winter gibt es 
außer dem FORUM kaum eine Möglichkeit, 
ohne Konsumzwang an Projekten zu arbeiten, 
zu lesen oder sich zwischen zwei Kursen zu 
entspannen. Dass aber genau diese Abwechs-
lung wichtig ist und genug Pausen im Studium 
für einen gesunden Tagesrhythmus notwen-
dig sind, steht außer Frage. Auch die Möglich-
keit, moderne Lehr- und Lernformen zu nut-
zen, wird leider bisher nur von wenigen Pro-
fessor_innen genutzt. Die Digitalisierung der 
Lehre ist DAS Projekt der kommenden Jahre 
im Bereich Studienqualität.  

Doch es gibt auch vieles im Bereich Studi-
enqualität, was richtig gut läuft: das Qualitäts-
management an unserer Universität ist bei-
spielhaft und kann als Vorbild für andere Uni-
versitäten gelten. Studierende haben ein 
enormes Mitspracherecht bei Veränderungen 
an Prüfungs- und Studienordnungen und das 
Referat für Studienqualität des AStA steht in 
engem Kontakt zum Qualitätsbüro und steht 
Studierenden mit Anrechnungsfragen, Nach-
schreibklausuren und Anwesenheitspflichten 

mit Rat und Tat zur Seite. Im Verbundprojekt 
„Quality Audit“ tauschen sich Universitäten 
bundesweit über Möglichkeiten zur Verbesse-
rung der Lehre aus, wo auch Studierende mit-
reden können. Zurzeit erarbeiten wir die 
Reduzierung von Abmeldefristen und unter-
stützen die Universität bei der Systemreakkre-
ditierung, kurz gesagt: der Bescheinigung 
über die Qualität ihrer Studiengänge. Bei der 
Einführung neuer Studiengänge sind Studie-
rende maßgeblich an der Konzeption mitbe-
teiligt und bereits bestehende werden stets 
von uns auf Herz und Nieren überprüft.  

Sieht man also von Fragen der Anwesen-
heitspflicht, die immer noch ein Ärgernis in 
vielen Studiengängen ist, und der Raumsitua-
tion einmal ab, kann das Studium an der UdS 
mit einer hohen Studienqualität punkten. Im 
Herzen des Saarbrücker Stadtwaldes mit einer 
Landesbibliothek, die einen gewaltigen Wis-
sensschatz beherbergt, lässt es sich bei all den 
kleinen Macken wirklich gut studieren – und 
an den kleinen Macken sind wir dran! n 

 
 
 
 
   
 
Lukas Redemann 
AStA‐Vorsitz und Refe‐
rent für Studienqualität 
der Universität des 
Saarlandes

Finanzielle Lage der Universität des 
Saarlandes und der Studierenden 
Sparmaßnahmen und die finanzielle Auswirkung auf die Studierendenschaft der UdS

An unserer Universität studieren und leh-
ren die unterschiedlichsten Menschen, kaum 
eine Hochschule ist so vielfältig wie die Saar-
Uni. Und trotzdem verbindet ein Thema alle: 
die finanzielle Lage der Universität. Egal ob 
man Dozent, Mitarbeiterin oder Studierender 
ist, allen ist klar, dass es finanziell nicht gut um 
unsere Universität steht. Das Saarland ist 
eines der ärmsten Bundesländer Deutsch-
lands und das wirkt sich auch direkt auf die 
Uni aus. Aktuell leidet die Uni unter den enor-
men Sparmaßnahmen des Landes, was an vie-
len verschiedenen Stellen deutlich zu sehen 
ist. Angefangen mit maroden, baufälligen 
Gebäuden über Stellenabbau bis hin zu sin-
kendem Lehrangebot. Es mussten Sparmaß-
nahmen ergriffen werden, die nicht einfach 
rückgängig gemacht werden können. Zum 
Beispiel wurden ganze Fachbereiche wie die 
Slavistik komplett geschlossen und viele 
Gebäude sind so heruntergekommen, dass sie 
kaum noch für den Lehrbetrieb genutzt wer-
den können. 

Parallel dazu gestaltet sich die finanzielle 
Lage der Studierenden mindestens genauso 
schwierig. Schon lange ist bekannt, dass der 
BAföG-Satz viel zu gering ist. Wir sagen: in 
Deutschland sollte niemandem ein Hoch-
schulzugang aufgrund der persönlichen finan-
ziellen Lage verwehrt bleiben. Aktuell weicht 
hier die Theorie aber leider von der Praxis ab. 
Gerade junge Menschen aus finanziell schwa-
chen Familien haben es bereits beim Aufneh-
men eines Studiums schwer: ein Laptop muss 
her, die Ersteinrichtung des WG-Zimmers 
muss bezahlt werden und da ist auch noch der 
Semesterbeitrag von 277€. Wer ihn nicht bei 
der Einschreibung bezahlen kann, dem bleibt 
ein Studium verwehrt. Finanzielle Unterstüt-
zung gibt es zwar, aber kaum vor der Aufnah-

me des Studiums. BAföG bekommt man erst 
während des Studiums und auch bei den zahl-
reichen Hilfefonds (z.B. vom International 
Office, dem Studentenwerk und dem AStA) 
kann ein Antrag nur mit Vorlage der Immatri-
kulationsbescheinigung gestellt werden. Und 
auch dort muss eine „akute finanzielle Notla-
ge“ vorliegen – Menschen in einer dauerhaft 
schwierigen finanziellen Situation bleibt oft 
nur die Aufnahme eines Studienkredits, weil 
das BAföG meist nicht ausreicht. Dass die Poli-
tik nun angekündigt hat, unter anderem die 
Mietpauschale von 250€ (wofür man fast nir-
gendwo in Deutschland eine Warmmiete zah-
len kann) zu erhöhen, kommt viel zu spät und 
geht bei weitem nicht weit genug. Will man 
wirklich jedem ein Studium ermöglichen, so 
muss nicht nur elternunabhängiges BAföG 
geschaffen werden, sondern auch die Bin-
dung an die Regelstudienzeit abgeschafft wer-
den. 

Doch wie hängen die finanzielle Lage von 
Universität und Studierenden zusammen? 
Ganz deutlich macht das die zum jetzigen 
Wintersemester eingeführte Verwaltungsge-
bühr in Höhe von 50€, mit der die Universität 
„Mehreinnahmen generieren“ will, um weite-
re Einsparungen zu vermeiden. Hintergrund 
ist die Drohung der Landesregierung, Finanz-
zusagen ab 2020 nur im Falle der Einführung 
der Verwaltungsgebühr zu machen. Getreu 
dem Motto: „Holt euch erstmal das Geld 
anderswo, bevor ihr uns um Geld bittet!“ Dass 
diese 50€ eine erhebliche Mehrbelastung für 
den Geldbeutel von (angehenden) Studieren-
den bedeutet, nimmt die Landesregierung 
und letztendlich auch das Präsidium in Kauf. 
Doch auch auf anderer Ebene müssen die Stu-
dierenden tiefer in die Taschen greifen: Eine 
finanziell stärker aufgestellte Universität hätte 

mehr studentische Freiräume, würde das Aus-
leihen von Laptops ermöglichen oder könnte 
Arbeiterkinder stärker unterstützen. Das wür-
de Studierende in ihren Ausgaben ebenfalls 
deutlich entlasten. 

Darüber hinaus müssen die Studierenden 
auch beim Essen immer tiefer in die Tasche 
greifen: eine Essenspreiserhöhung überrasch-
te zu Beginn der Vorlesungszeit die regelmäßi-
gen Mensabesucher. Denn auch das Studen-
tenwerk e.V. leidet unter den Sparmaßnah-
men der Landesregierung, knapp eine Million 
Euro weniger als noch vor den Spardiktaten 
hat es zur Zeit zur Verfügung. Das wirkt sich 
beispielsweise auch auf den Sozialbeitrag aus, 
den die Studierenden als Teil des Semester-
beitrags überweisen. Dieser steigt stetig an, 
weil die Instandhaltung der Wohnheime und 
eventuelle Neubauten Unsummen verschlin-
gen. 

Es zeigt sich also: Bildung steht noch lange 
nicht allen zur Verfügung. Die finanzielle Stär-
kung der Universität würde daran in jedem 
Falle etwas ändern – zuallererst könnte man 
dann nämlich die 50€ Verwaltungsgebühr 
wieder abschaffen. n 
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Judith Bühler studiert Wirtschaft und Recht, ist Vorsitzende des Allgemei-
nen Studierendenausschusses und kümmert sich dort unter anderem um 
den Bereich Studienfinanzierung. Um die finanzielle Lage der Studierenden 
zu verbessern, organisiert sie z.B. einen Runden Tisch zum Thema Studien-
finanzierung oder kostenlose Steuerorientierungsgespräche für Studieren-
de. 

Lukas Redemann ist Student der Französischen Kulturwissenschaft und 
Interkultureller Kommunikation und Vorsitzender des Allgemeinen Studie-
rendenausschusses (AStA), wo er insbesondere für den Bereich Studien-
qualität zuständig ist. Er schreibt gerade seine Bachelorarbeit über die 
Bedeutung indigener Sprachen in afrikanischen Medienkulturen.
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          THEMA: HOCHSCHULEN IM SAARLAND SCHULE 
 

Die ewige Nummer zwei 
Die Hochschule für Technik und Wirtschaft (HTW‐Saar): Ihre Personalstruktur, ihre Problemfelder, ihre Chancen

Der Lehrermangel spitzt sich zu. Deshalb 
entwickelt sich der Quereinstieg in den Leh-
rerberuf immer stärker von der Ausnahme zur 
Regel. Quereinsteiger arbeiten besonders 
häufig an Brennpunktschulen, wie erstmals 
eine Studie für das Bundesland Berlin auf-
zeigt.  

Damit benachteiligte Jugendliche 
nicht besonders unter dem Lehrer‐
mangel leiden, ist besondere Unter‐
stützung für ihre Schulen gefragt.  

Die Zahl der Quer- und Seiteneinsteiger an 
Berliner Grundschulen steigt stark. Zu Beginn 
des aktuellen Schuljahres 2018/2019 verfügte 
nur ein Achtel aller neu eingestellten Lehrkräf-
te über einen Abschluss im Lehramt für die 
Grundschule. Damit spitzt sich eine Entwick-
lung weiter zu, die sich bereits in den beiden 
vorausgehenden Schuljahren abgezeichnet 
hatte. Waren im Schuljahr 2016/2017 noch 
4,3 Prozent (insgesamt 506) aller Lehrkräfte 
an Grundschulen Quereinsteiger, so waren es 
im Jahr darauf bereits 6,5 Prozent (insgesamt 
781). Dies entspricht einer Zunahme um gut 
die Hälfte in einem Jahr. In Zeiten des Lehrer-
mangels wird damit aus einer Ausnahme 
zunehmend der Normalfall: Arbeiteten 2016 
in fast jedem dritten Grundschulkollegium nur 
vollausgebildete Lehrkräfte, galt dies ein Jahr 
später nur noch für gut ein Sechstel aller 
Grundschulen. Zu diesem Ergebnis kommt 
eine Studie der Bildungsforscher Dirk Richter, 

Alexandra Marx und Dirk Zorn für die Bertels-
mann Stiftung .  

Quereinsteiger verteilen sich demnach 
ungleich auf Grundschulen. Wie viele Quer-
einsteiger an einer Schule sind, hängt stark 
davon ab, wie viele Kinder aus armen Haus-
halten diese Grundschule besuchen. Gemes-
sen wird dies am Anteil der Kinder mit Lern-
mittelbefreiung. An Brennpunktschulen 
unterrichten doppelt so viele Quereinsteiger 
wie an Schulen mit vielen Kindern aus finan-
ziell besser gestellten Familien. Schulen mit 
einem niedrigen Anteil von Kindern mit Lern-
mittelbefreiung hatten im Schuljahr 
2016/2017 so im Schnitt nur 3,1 Prozent 
Quereinsteiger, Schulen mit vielen Kindern 
aus ärmeren Haushalten hingegen 6,7 Pro-
zent.  

Mit der steigenden Zahl an Quereinsteigern 
im Schuljahr 2017/2018 bleibt die Kluft zwi-
schen armen und reichen Schulen erhalten: 
Machten an Schulen mit besser gestellten Kin-
dern Quereinsteiger fünf Prozent der Kolle-
gien aus, lag ihr Anteil an Schulen mit finan-
ziell schlechter gestellten Kindern sogar bei 
knapp zehn Prozent.  

Dass ausgerechnet Brennpunktschulen 
besonders viele Quereinsteiger beschäftigen, 
verschärft die dort ohnehin anspruchsvolle 
Situation zusätzlich. "Je mehr Quereinsteiger 
an eine Schule kommen, desto größer ist der 
Aufwand für die erfahrenen Kollegen, diese 
ans Unterrichten heranzuführen", so Dräger. 
Zumal der Berufseinstieg an Schulen in 
schwieriger Lage für Quereinsteiger ohnehin 
herausfordernder sei als an Schulen mit privi-
legierter Schülerschaft.  

Brennpunktschulen brauchen ange‐
messene Ausstattung und Unterstüt‐
zung 

Die Studie macht auch Lösungsvorschläge 
für die schwierige Situation. Demnach müs-
sen vor allem Brennpunktschulen für regulär 
ausgebildete Lehrkräfte attraktiver werden, 
etwa durch bessere materielle und personelle 
Ausstattung, die am höheren Bedarf orientiert 
ist. "Bislang", so Dräger, "können sich erfolg-
reiche Lehramtsabsolventen ihren Einsatzort 
quasi aussuchen und wählen deshalb häufig 
Schulen, die gute Bedingungen versprechen. 
An eine Brennpunktschule zu gehen, sollte 

mit attraktiven Entwicklungsmöglichkeiten 
honoriert werden."  

Die Studie stellt zudem heraus, dass sowohl 
die neu startenden Quereinsteiger wie auch 
die Schulen selbst effiziente Unterstützung 
brauchen. Dräger begrüßt deshalb, dass die 
Berliner Bildungsverwaltung im Rahmen ihres 
Unterstützungskonzepts für Quereinsteiger 
"QuerBer" gezielt Ruheständler als Mentoren 
an Bord holt. Darüber hinaus sollte der Senat 
gegen die ungleiche Verteilung der Lehrkräfte 
auf die Berliner Schulen stärker ansteuern, 
etwa indem er den Anteil der Quereinsteiger 
an Schulen begrenzt.  

Abschließend macht Dräger deutlich, dass 
der Lehrermangel an den Grundschulen nicht 
auf Berlin begrenzt sei und sich in den kom-
menden Jahren noch weiter zuspitzen werde. 
Daher lobt er die Offenheit, mit der der Berli-
ner Senat die Verteilung der Quereinsteiger 
auf die Grundschulen darlegt: Dräger erhofft 
sich, dass auch andere Bundesländer Einblick 
in "die soziale Verteilung des Lehrermangels" 
gewähren und die Daten zum aktiven Gegen-
steuern nutzen. n 

(red.) 
Die Studie gibt es unter: 
https://www.bertelsmann‐
stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePu‐
blikationen/Studie_Quereinsteiger_in_Berlin.pdf 

 

Quereinsteiger unterrichten besonders 
häufig an Brennpunktschulen

Die Bildungs- 
gewerkschaft  
empfiehlt:  

Aktiv 
werden 
gegen 
Nazis

Geht es im Saarland um das Thema Hoch-
schule, so steht die Universität des Saarlan-
des, zumindest in der öffentlichen Wahrneh-
mung, immer auf Platz 1. Sie dominiert die 
Hochschulseite in der örtlichen Zeitung und 
auch im öffentlichen Diskurs zu den Sparmaß-
nahmen der Landesregierung nahmen die 
Probleme der UdS einen weit größeren Raum 
ein, als die Probleme der HTW-Saar. Einzig der 
sich wegen Brandschutzproblemen gefühlt 
ewig verzögernde Bezug des neuen Hochhau-
ses an der Malstatter Brücke sicherte der 
HTW im vergangenen Jahr mediale Aufmerk-
samkeit, die sie so nicht gewohnt ist. Doch die 
vermeintliche Nummer zwei im Konzert der 
Hochschulen ist in vielen Bereichen die Num-
mer eins und so lohnt es sich, etwas genauer 
hinzuschauen, was die HTW eigentlich zu bie-
ten hat und welche Problemfelder sich an der 
Hochschule für Technik und Wirtschaft auf-
tun. 

Mit knapp 6.000 Studierenden erreicht die 
HTW gut ein Drittel der Zahlen der Universi-
tät. Rund 70 % der Studierenden sind Landes-
kinder, ca. ein Sechstel entfällt auf Studieren-
de aus dem Ausland. Dabei stellen die Inge-
nieurswissenschaften mit ca. 2.200, bzw. die 
Wirtschaftswissenschaften mit ca. 2.400 das 
Gros der Studierenden. Die Sozialwissenschaf-
ten, die durch die 2008 eingegliederten 
Katholischen Fachhochschule einen wesentli-
chen Schub erfuhr, umfassen ca. 800 Studie-
rende. Hier wirkt die Akademisierung sozialer 
Berufe sehr nachhaltig auf das Wachstum der 
Studierendenzahlen in diesem Bereich. Er-
wähnenswert ist das große internationale Stu-
dienangebot mit mehr als 20 internationalen 
Doppelabschlüssen. 

Die Nachfrage nach den Studienplätzen der 
HTW ist unterschiedlich verteilt. Aufmerksam-
keit erregt immer wieder der hohe Bewerbe-
randrang im Studiengang Soziale Arbeit – 
Pädagogik der Kindheit. Aufgrund der Zahlen 
wäre eine Expansion der HTW möglich, aller-
dings sind die vorhandenen Räumlichkeiten 
und Ressourcen nicht dafür geeignet. So 
befinden sich trotz des umgebauten ehemali-
gen Gesundheitsamtes immer noch einzelne 
Institutionen in Göttelborn. Weitere stark 
nachgefragte Studiengänge sind BWL und 
Wirtschaftsingenieurwesen. Ein Beleg für die 
hohe Nachfrage ist die im Saarland und spe-
ziell an der HTW im Bundesvergleich eher 
überdurchschnittlich hohe NC-Quote. Die 
Absolventenzahlen der HTW sind im Landes-
vergleich ebenfalls überdurchschnittlich. Im 
Prüfungsjahr 2017 konnten rund 1.100 Ab-

schlüsse erzielt werden, während es an der 
Universität nur knapp 2.200, also verhältnis-
mäßig weniger waren (ohne Promotionen). 

Die Struktur der Beschäftigten betreffend, 
unterscheidet sich die HTW deutlich von den 
anderen Hochschulen. Das liegt zum einen 
daran, dass der klassische Mittelbau andere 
Strukturen hat, bzw. gar nicht in der Form wie 
an der Universität existiert. Neben den 138 
Professorinnen und Professoren stemmen vor 
allem die ca. 75 Lehrkräfte für besondere Auf-
gaben die Lehre an der HTW. Diese zählen 
zum hauptberuflichen wissenschaftlichen Per-
sonal. Sie haben ein deutlich höheres Lehrde-
putat als die entsprechenden Beschäftigten 
an der Universität. Da an der HTW auch keine 
direkte Möglichkeit der Promotion besteht, 
kann davon ausgegangen werden, dass die 
meisten dieser Lehrkräfte nebenbei keine 
Weiterqualifizierung anstreben, wozu auch 
angesichts des Lehrdeputats die Zeit fehlen 
dürfte. Die Anzahl der Beschäftigten ist in den 
letzten fünf Jahren stetig aber nur leicht 
gestiegen. 

Überdies deckt die HTW einen großen 
Bereich der Lehre mit Lehrbeauftragten ab. 
Laut der Antwort auf eine parlamentarische 
Anfrage der Abgeordneten Astrid Schramm 
(Die Linke), waren an der HTW im Sommerse-
mester 2018 216 Lehrbeauftragte eingesetzt. 
Diese haben ein Lehrangebot im Umfang von 
628 Semesterwochenstunden abgedeckt. 
Dies entsprach ca. 17% der gesamten curricu-
laren Lehre. Mit Vergütungen zwischen 22 
und 34 Euro pro gehaltene Vorlesungsstunde, 
bewegt sich die HTW im gewohnten Rahmen, 
der aber seit jeher als zu niedrig gilt. Über die 
Anzahl der befristet beschäftigten liegen uns 
keine Zahlen vor. Unterstützt wird die Arbeit 
in der Lehre und in der Forschung überdies 
von ca. 70 wissenschaftlichen Hilfskräften so-
wie ca. 150 studentischen Hilfskräften. 

Eine Besonderheit der HTW ist die FITT (In-
stitut für Technologietransfer an der Hoch-
schule für Technik und Wirtschaft des Saarlan-
des) gGmbH Bei dieser handelt es sich um 
eine Einrichtung, an der die HTW zu rund 
einem Drittel beteiligt ist. Aktuell hat die FITT 
gGmbH 100 Beschäftigte, davon sind 86 in 
wissenschaftlichen Projekten tätig. Die FITT 
gGmbH unterliegt keinem Tarifvertrag. Da vie-
le Beschäftigte jedoch in öffentlich geförder-
ten Projekten tätig sind, bei denen das Besser-
stellungsverbot einzuhalten ist, orientiert sich 
die FITT gGmbH in der Entlohnung aller 
Beschäftigten an entsprechenden Tarifverträ-
gen, in der Regel dem TVL. Über einen eige-
nen Betriebsrat verfügt die FITT gGmbH nicht. 

In der FITT gGmbH manifestiert sich eine Stär-
ke der HTW, ihr enger Kontakt zur Wirtschaft 
und die hohe Drittmittel- und Forschungsstär-
ke im Vergleich zur Größe der Hochschule. So 
stammen ca. 25 % des Gesamtbudgets der 
Hochschule aus Drittmitteleinwerbungen. Die 
HTW sagt von sich selbst, dass ein Transfer der 
Forschungsergebnisse in die Unternehmen 
der Region dazu beiträgt deren Wettbewerbs-
fähigkeit zu sichern. 

Die HTW war immer eine Option für Lan-
deskinder, vor allem aus nichtakademischen 
Haushalten oder auch mit einer bereits abge-
schlossenen Berufsausbildung und sie 
begreift sich auch als die Hochschule, die vor-
nehmlich – zumindest in den Ingenieurs- und 
Wirtschaftswissenschaften – für die heimi-
sche Industrie ausbildet. Inwieweit die Indus-
trie einen Einfluss auf die Curricula hat, lässt 
sich nicht zweifelsfrei klären, allerdings ist 
eine gewisse Wirkungskraft aufgrund der 
Nähe zur Wirtschaft zu vermuten. 

Stellt man das wissenschaftliche Personal 
der beiden größten Hochschulen gegenüber, 
so ist bemerkenswert, dass die HTW mit rund 
einem Sechstel der im wissenschaftlichen Be-
reich Beschäftigten der Universität eine ver-
hältnismäßig höhere Zahl von Studierenden 
betreut. Ein guter Indikator für die hohe 
Belastung durch die Lehre, die für einige wis-
senschaftliche Mitarbeiter vorhanden ist. 

Die HTW steht in Konkurrenz zu anderen 
Hochschulen mit einem ähnlichen Angebot in 
der Region, zu nennen sind vor allem Zweibrü-
cken als Standort der Hochschule Kaiserslau-
tern und auch Kaiserslautern selbst wie auch 
die Hochschule Trier. Laut der Saarbrücker 
Zeitung vom 02. Oktober meistert sie diese 
Konkurrenzsituation mit einer schlechteren 
Finanzausstattung pro einzelne Studierende. 
Hier bildet die HTW im Konzert der Hochschu-
len im Saarland keine Ausnahme. Auch sie ist 
unterfinanziert und leidet unter dem Sparkurs 
der Landesregierung, wie so viele andere 
Institutionen auch. n 

 

 

 

 

 

 

 
Matthias Römer 
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Bericht über die zweite landesweite 
Personalkonferenz

Am 29.10.2018 fand die zweite landesweite 
Personalrätekonferenz der Gemeinschafts-
schulen im Ministerium für Bildung und Kultur 
statt. Neben Minister Ulrich Commerçon 
konnte Andreas Sánchez Haselberger, Vorsit-
zender des Hauptpersonalrates Gemein-
schaftsschulen, auch Abteilungsleiterin Dr. 
Kathrin Andres und die Referenten aus dem 
Referat B7 (Qualitätssicherung an allgemein-
bildenden Schulen), Referatsleiter Daniel 
Dettloff und Kerstin Bay, begrüßen. 

Rede des Ministers 
Minister Commerçon unterstrich die gute 

und offene Zusammenarbeit mit dem Haupt-
personalrat.  Wie wichtig die Arbeit von Perso-
nalräten ist, stellte Minister Commerçon in 
Zusammenhang mit demokratischem Han-
deln und verwies dabei auf ihr Mitbestim-
mungsrecht. Dabei hob er hervor, dass sie 
durch ihre Arbeit – nicht nur als Lehrkräfte im 
Unterricht – Demokratie in den Schulen vor-
lebten.    

Zur aktuellen Lage an den Schulen verwies 
Minister Commerçon darauf, dass statt des 
ursprünglich geplanten Abbaus von 588 Leh-
rer_innenstellen bis 2019 trotz Haushaltnotla-
ge zusätzliche 287 Stellen über alle Schulfor-
men besetzt wurden. Weitere Maßnahmen 
wären jedoch notwendig, um noch mehr Ent-
lastung für die Kolleg_innen an den Schulen 
zu schaffen. Er nannte hier eine stärkere Res-
sourcenzuweisung an den Schulen, die sich 
nach den jeweiligen Gegebenheiten am 
Standort ausrichten müssten, die Anpassung 
der Funktionsstellenstruktur in Bezug auf die 
Gleichwertigkeit Gemeinschaftsschulen-Gym-
nasien – daran arbeitet derzeit eine Experten-
kommission – und eine angestrebte Schüler-
richtzahl von mindestens 23 bis maximal 25 
Schüler_innen. Hierfür müssten die notwen-
digen finanziellen Ressourcen im Haushalt 
bereitgestellt werden.  Einen weiteren Beitrag 
zur Entlastung der Kolleg_innen würde auch 
die Überarbeitung der Gemeinschaftsschul-
verordnung leisten, die gerade in Arbeit ist.  

Zusätzliche Entlastung müsste auch über 
andere Professionen in die Schulen kommen. 
Denn immer mehr Aufgaben kämen inzwi-
schen auf die Schulen zu, die von den Lehr-
kräften alleine nicht zu bewältigen wären.  Die 
Gesellschaft erwarte mittlerweile von der 
Institution Schule, dass sie Aufgaben übernäh-
me, die Lehrkräfte alleine nicht erfüllen könn-

ten.  Hier sieht Minister Commerçon großen 
Handlungsbedarf. Denn ein Großteil der Über-
lastungen der Kolleg_innen käme auch daher, 
dass sie immer weniger zu ihrem Kernge-
schäft, dem Unterrichten, kämen.  

Hinsichtlich der Schulsozialarbeit sieht 
Minister Commerçon die Notwendigkeit, die-
se auszuweiten, zu bündeln und eng zu ver-
zahnen. Auch die Jugendhilfe und die örtli-
chen Jugendhilfeträger müssten hier „mit ins 
Boot“. Die wesentliche Steuerungsverantwor-
tung müsste dabei in Händen seines Ministe-
riums liegen.  An diesem Thema arbeitet der-
zeit eine interministerielle Arbeitsgemein-
schaft.  Im Laufe dieses Schuljahres sollen hier 
Ergebnisse vorliegen. 

Die externe Evaluation der Schulen, so fuhr 
Minister Commerçon in seiner Rede fort, böte 
die Möglichkeit herauszufinden, welche Res-
sourcen standortspezifisch gebraucht wür-
den. Standortspezifisch deshalb, weil es 
immer wieder unterschiedliche interne Fakto-
ren an jeder Schule gäbe. Hier bedürfte es 
einer systemischen Beratung, ggfls. auch 
durch externe Berater_innen. Auch die Leh-
rer_innenbildung müsste dahin gehend ver-
ändert werden. 

Im Anschluss diskutierte Minister Commer-
çon mit den Personalräten noch kurz die aktu-
ellen Probleme an den Schulen im Rahmen 
der Inklusion, das Thema „Gesundheitsprä-
vention“, die Schulleiter_innenfortbildung, die 
zunehmende Entgrenzung der Arbeitszeit von 
Lehrkräften durch die Digitalisierung und in 
diesem Zusammenhang auch den Daten-
schutz an.  

Zum Thema „Inklusion“ führte Minister 
Commerçon an, dass sich die Schüler_innen-
Lehrer_innen-Relation in den letzten Jahren 
über alle Schulformen hinweg verbessert hät-
te. Dass das nicht generell die Situation an 
den Gemeinschaftsschulen entschärft hat, 
sieht er auch er so, verwies dabei auf die „dra-
matischste Entwicklung“ hinsichtlich der 
Schüler_innen mit Schwierigkeiten in der sozi-
al- emotionalen Entwicklung. Die Problematik 
nähme auch an den Förderschulen zu.  Des-
halb würde auch eine neue Förderschule im 
Regionalverband Saarbrücken eingerichtet. 

Andreas Sánchez Haselberger ergänzte zum 
Thema „Entgrenzung der Arbeitszeit durch die 
Digitalisierung“, dass hier die Personalräte 

Mitbestimmung hätten. Dienstvereinbarun-
gen müssten hier landesweit abgeschlossen 
werden, je nach Bedarf kurzfristig eventuell 
auch Dienstvereinbarungen der Örtlichen Per-
sonalräte mit ihren Schulleitungen.  

Tätigkeitsbericht des Hauptpersonal‐
rates 

Der Tätigkeitsbericht des Hauptpersonalra-
tes wurde in schriftlicher Form ausgeteilt, 
vom Vorsitzenden Andreas Sánchez Haselber-
ger erläutert und Rückfragen der Örtlichen 
Personalräte geklärt. 

Vorstellung von  „ProfiL“ an Gemein‐
schaftsschulen   

Bei dem Schulentwicklungsprogramm „Pro-
fiL“ (Projekt für individuelle Lernbegleitung), 
so die Referentin Kerstin Bay, handelt es sich 
um ein Projekt des Ministeriums für Bildung 
und Kultur, das in enger Kooperation mit dem 
Landesinstitut für Pädagogik und Medien 
(LPM) bereits seit dem Schuljahr 2015 / 2016 
an saarländischen Gymnasien umgesetzt 
wird. Da es dort große Erfolge erzielt hat, for-
derten inzwischen auch die Gemeinschafts-
schulen, daran teilnehmen zu können. Dies 
soll ab dem 2. Schulhalbjahr 2018/19 gesche-
hen.  

Kerstin Bay erläuterte den Personalräten in 
ihrem Vortrag die Ziele, die Struktur, die Auf-
gaben der einzelnen Akteure sowie die 
Arbeitsweise im Projekt. Ziel von „ProfiL“ wäre 
die Stärkung des individualisierenden und 
schüleraktivierenden Unterrichts.  Durch 
Anknüpfen an individuelle Begabungen und 
Interessen sollte das eigenverantwortliche 
Lernen der Schüler_innen gefördert werden, 
was wiederum ihre Lernbereitschaft und -fä-
higkeit unterstützen sollte.  Gleichsam würde 
so die Möglichkeit eröffnet, die Schüler_innen 
in ihrem Lernprozess differenziert zu beglei-
ten.  Fachlich würden die Kolleg_innen in ver-
schiedenen Netzwerken – zunächst einmal in 
den Fächern Deutsch, Mathematik und 

Fremdsprache – unterstützt von Fachkoordi-
nator_innen, die für ihre Tätigkeiten geschult 
würden und Deputate erhielten. Für die Netz-
werkarbeit stünde den Kolleg_innen eine 
Arbeits- und Kommunikationsplattform zur 
Verfügung.  Ein wesentliches Ziel von „PofIL“ 
wäre es schlussendlich, die Ergebnisse der 
Netzwerkarbeit an den jeweiligen Schulen zu 
etablieren. 

Vorstellung des Projektes „Schulen 
stark machen“ 

Referatsleiter Daniel Dethloff stellte dann 
das Projekt zur Begleitung von Schulen mit 
besonderen Herausforderungen – „Schulen 
stark machen“ -  vor, das auch vor dem Hinter-
grund der vielen Belastungsanzeigen, die im 
Ministerium für Bildung und Kultur in der Ver-
gangenheit eingegangen waren, initiiert wur-
de. Hierbei handelte es sich um ein Angebot 
an die Schulen, die Teilnahme daran wäre frei-
willig. In das Projekt ist auch die Schulaufsicht 
mit eingebunden sowie das Landesinstitut für 
Pädagogik und Medien. Alle würden die Schu-
len standortspezifisch in ihrer Schul- und 
Unterrichtsarbeit unterstützen. Gestartet sei 
das Projekt mit jeweils sechs Grund- und 
Gemeinschaftsschulen.  

Ziel des Projektes wäre es, so Daniel Dett-
loff, dass die Schulen mit ihren jeweiligen 
besonderen, standortspezifischen Anforde-
rungen besser umzugehen lernten und sich 
erfolgreich weiterentwickeln könnten. Dabei 
sollte der Aufbau von Kooperationsstrukturen 
und multiprofessioneller Teams mit externen 

Partnern im Mittelpunkt stehen. Kolleg_innen 
der am Projekt teilnehmenden Schulen wür-
den dabei von erfahrenen Kolleg_innen aus 
Schulen mit ähnlichen Herausforderungen - 
teilweise Schulpreisträgerschulen – gecoacht.  
Von den Erfahrungen der derzeit zwölf Pro-
jektschulen sollten dann schließlich alle Schu-
len profitieren können. Hier wäre an den Auf-
bau eines Berater_innen- und Instrumenten-
pools gedacht, auf den die Schulen dann bei 
Bedarf zurückgreifen könnten.  

Neben Entlastungen, wie zum Beispiel klei-
nere Klassen, zusätzliche Lehrerwochenstun-
den für die Systemzeit für Leitungs- und 
Steuerungsaufgaben, für die Schul- und 
Unterrichtsentwicklung bzw. für die individu-
elle Förderung von Schüler_innen und der 
Zuweisung von Integrationshelfer_innen, 
Schulsozialarbeiter_innen  und Schulpsycho-
log_innen an die jeweiligen Projektschulen 
wurde von Bildungsexpert_innen auch ein 
Konzept für die teilnehmenden Schulen ent-
wickelt und externe Partnern zur Unterstüt-
zung gefunden. Eine bisweilen noch ungeklär-
te Frage wäre nun noch, wie die Schulträger in 
dieses Projekt eingebunden werden könnten. 
Sie spielten nämlich eine entscheidende Rolle. 

Qualitätssicherung durch externe 
Evaluation an allgemeinbildenden 
Schulen  

Kerstin Bay stellte aufgrund der fortge-
schrittenen Zeit kurz den Orientierungsrah-
men der geplanten zweiten Runde der exter-
nen Evaluation an Gemeinschaftsschulen, die 

Anfang nächsten Jahres an drei Pilotschulen 
starten wird, vor. Sie erklärte den Aufbau und 
die jeweiligen Bereiche der Evaluation und 
erläuterte die Neuerungen gegenüber der 
ersten Runde, wie z.B. die digitale Abfrage der 
Kolleg_innen und Schulleitungen. Zukünftig 
würden auch die Fachkonferenzen befragt. Es 
würde neben den Pflichtmodulen auch Wahl-
module für die Evaluation geben.  Am Ende 
dieser Evaluationsrunde sollte jeder Schule, 
die dies wünscht, ein Tool zur Verfügung 
gestellt werden, mit dem sie selbst zukünftig 
Evaluationen bedarfsorientiert durchführen 
könnten. 

 Schlusswort des Vorsitzenden und 
Schließung der PR‐Konferenz 

Der Vorsitzende Andreas Sánchez Haselber-
ger bedankte sich bei den Referent_innen für 
ihre Vorträge, bei den Personalräten für ihre 
Teilnahme und der regen Beteiligung an der 
Konferenz durch ihre Diskussionsbeiträge und 
schloss die Personalrätekonferenz. n 
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Für den 16. Oktober 2018 luden die Kreis-
verbände Saar-Pfalz und Blies ihre Ruheständ-
ler_innen zum traditionellen Jahrestreffen 
ein. Dieses Jahr ging es in die Bettinger Mühle 
nach Schmelz. Dort erwarteten uns um 10 
Uhr zwei sachkundige Führer des „Vereins zur 
Erhaltung der Bettinger Mühle e. V.“, die von 
der Geschichte der 750 Jahre alten Mühle 
erzählten und uns bei der Führung durchs 
Mühlenmuseum einen Einblick in die Mühlen-
technik längst vergangener Zeiten gewährten. 
So ist etwa den Mennoniten, einer lutheri-
schen Glaubensgemeinschaft, denen die 
Mühlenbesitzer einst angehörten, ein eigener 
Ausstellungsraum gewidmet. Der von der 
Prims abgeleitete Mühlenbach hält das Mühl-
rad stets am Laufen und sein Klappern beglei-
tete uns durch die Ausstellung landwirtschaft-

licher Geräte und die Backstube, in der noch 
regelmäßig Brot gebacken wird. Für ein und 
eine halbe Stunde fühlten wir uns in eine 
andere Zeit versetzt. Im bäuerlichen Lehr- und 
Schaugarten an der Mühle schien noch die 
warme Herbstsonne und lud zum Verweilen 
und Ausruhen ein. 

Zum Mittagessen fuhren wir ins nahegele-
gene „Schmelzer Brauhaus“. Der Vorsitzende 
unseres Landessenior_innenausschusses, 
Harald Ley, berichtete bei dieser Gelegenheit 
aus dem LSA und unser Geschäftsführer Willi 
Schirra informierte uns über die aktuellen Ent-
wicklungen im Landesverband. 

Gegen 15.00 Uhr erreichten wir unser zwei-
tes Ausflugsziel, den Schaumberg, „Hausberg“ 

unseres Saarlandes, mit seinem 37.5m hohen 
Turm, der 1976 als Symbol der deutsch-fran-
zösischen Freundschaft eingeweiht wurde. 
2010 bis 2013 wurde der Turm aufwändig 
modernisiert und mit einem Aufzug ausge-
stattet, sodass die Aussichtsplattform barrie-
refrei zu erreichen ist. Bevor wir den grandio-
sen Rundblick über das herbstliche Saarland 
bis zu den Vogesen am Horizont genießen 
konnten, erzählten uns zwei Gästeführer der 
Gemeinde Tholey Interessantes und Kurzwei-
liges über 2500 Jahre europäischer Kulturge-
schichte vom Schaumbergplateau und von 
Tholey. Nach einem Rundgang im Ausstel-
lungsraum zur Geschichte über viele Jahrhun-
derte kriegerischer Auseinandersetzungen 
und dem ständigen Wechsel der Herrschaften 
wird einem die Bedeutung dieses weithin 
sichtbaren Turmes als einem starken Symbol 
der deutsch-französischen Freundschaft erst 
so recht bewusst. Ein durchaus beeindrucken-
des Erlebnis. 

Anschließend traf sich unsere Gruppe an 
diesem wirklich goldenen Oktobertag noch 
auf der Terrasse des Schaumbergbades zum 
gemütlichen Ausklang dieses sehr informati-
ven Tages. Danke an Helma Wagner und Wal-
ter Weber, die sich im Wechsel alljährlich um 
das Programm und den Ablauf dieser beson-
deren Senior_innentage kümmern. n 

Helma Wagner 
Foto: Helma Wagner 
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Traditionelles Jahrestreffen 
GEW Ruheständler_innen in der Bettinger Mühle und auf dem Schaumberg

Die Fachgruppe Berufliche Bildung hat  am 
12. November 2018 ihren Vorstand neu ge-
wählt. Neue Vorsitzende sind Claudia Kilian 
und Carsten Kohlberger. Stellvertreter_innen 
sind unsere Landesvorsitzende Birgit Jenni 
und Hermann Dejon.  

Als Schriftführerin wurde Martina Kräh-Bick 
gewählt. Beisitzer_innen sind Julia Willeke, 
Thomas Lück, Jens Ludwig, Jutta Schäfer, Clau-
dia Forster-Barth, Matthias Lickteig und Silke 
Dubois. n 

(red.)

Fachgruppe Berufliche Schulen informiert 

Neuer Vorstand gewählt

Über 30 Sprachförderlehrkräfte hatten 
sich am 18.10.2018 auf Einladung der GEW 
Saarland und der Regionalgruppe Saar von 
Bündnis DaF/DaZ‐Lehrkräfte im Interkultu‐
rellen Kompetenzzentrum Völklingen zu‐
sammengefunden, um ihre unterschiedli‐
chen Arbeits‐ und Vertragssituationen zu 
diskutieren und sich über ihre Rechte zu 
informieren. 

Nach der Begrüßung durch Birgit Jenni, 
Landesvorsitzende der GEW, informierte Ge-
schäftsführer Willi Schirra entsprechend der 
Tagesordnung über die tarifliche Situation. In 
Vorgesprächen hatten Lehrkräfte bereits 
Unmut darüber geäußert, dass die Eingrup-
pierung nicht vollständig an den Tarifvertrag 
angelehnt sei. Das zeige sich vor allen Dingen 
darin, dass sich die Einstufung der Lehrkräfte 
unabhängig von der Schulform, an der sie tat-
sächlich unterrichten, ausschließlich nach der 
Tabelle für Grundschullehrkräfte richte und 
die zu leistende Anzahl an Unterrichtsstunden 
bei Vollzeitbeschäftigung 28 Stunden betrage. 
Die GEW kündigte an, in Kürze das Gespräch 
mit dem zuständigen Ministerium zu suchen, 
um durchzusetzen, dass der Tarifvertrag voll-
ständig angewandt wird. Dies wird durch Ein-
wirken der Gewerkschaft bei unseren Nach-
barn in Rheinland-Pfalz bereits seit 2016 um-
gesetzt. 

Ein weiterer wichtiger Diskussionspunkt 
war die fehlende Personalvertretung. Die 
Sprachförderlehrkräfte haben keinen Be-
triebsrat, den sie bei Fragen rund um ihre Ver-
träge oder bei Problemen mit ihren Vorge-
setzten konsultieren könnten. Bereits in der 
Vergangenheit wurde der Versuch unternom-
men, einen Betriebsrat zu gründen. Einige der 

damals beteiligten Lehrkräfte waren anwe-
send und konnten die Abläufe schildern, wie 
es dazu kam, dass die Wahl kurzfristig nicht 
stattfinden konnte, obwohl die nötigen 
Voraussetzungen erfüllt waren. Auch diese 
werden im Ministerium vorgetragen und die 
Gründung einer Personalvertretung neu in 
Angriff genommen. 

Das nächste Thema war die Ausarbeitung 
eines übergeordneten Konzeptes für die 
Sprachförderung im Saarland. Neben der Erar-
beitung eines Lehrplans für DaZ und Richtlini-
en für den Unterricht (Anzahl an zusätzlichen 
Deutschstunden gegliedert nach sprachli-
chem Niveau der Schüler_innen bzw. Einrich-
tung von Vorbereitungsklassen) wurde geäu-
ßert, dass man sich die Anerkennung von DaZ 
als Unterrichtsfach wünscht, damit ein ent-
sprechender Haushalt für Unterrichtsmaterial 
und Personal, Fort-/Weiterbildung etc. zur 
Verfügung stünde. Alle anwesenden Lehrkräf-
te wurden eingeladen, sich an einer neu zu 
gründenden Fachgruppe DaZ zu beteiligen, 
die Bedarfe und Bedürfnisse für das Fach DaZ 
und alle Beteiligten herausarbeiten wird.  

Im letzten Teil des Treffens wurden allge-
mein Erfahrungen ausgetauscht. So wurde 
u.a. von unterschiedlichen Einsatzgebieten in 
den Schulen berichtet, die eigentlich nicht in 
den Bereich von Sprachförderlehrkräften fal-
len (sollten): fachfremder Einsatz z.B. im 
Kunstunterricht oder anderen Sachfächern, 
die Einteilung in den Vertretungsplan zur 
Krankheitsvertretung von Kolleg_innen aus 
anderen Bereichen und sogar Übernahme der 
Funktion als Klassenleitung. Der Umgang des 
Arbeitgebers, wenn sich Lehrkräfte etwa 
wegen Schwierigkeiten mit der Schulleitung 

an die entsprechenden Ansprechpartner_in-
nen gewendet hatten, wurde als wenig ein-
heitlich beschrieben. Während bei einigen 
sofort eingegriffen wurde, wurden andere 
vertröstet. Insgesamt wurde mehr Transpa-
renz bzgl. Arbeitsaufgaben, rechtlichen Fra-
gen etc. gewünscht, wodurch die Bedeutung 
einer Personalvertretung zusätzlich hervorge-
hoben wird. 

Generell wurde der Eindruck vermittelt, 
dass Sprachförderlehrkräfte im Bereich DaZ 
sich häufig nicht wertgeschätzt fühlen. Es darf 
nicht sein, dass Lehrkräfte, die eigentlich 
wichtige Integrationsarbeit leisten, aus-
schließlich befristet angestellt und finanziell 
schlechter gestellt werden, gleichzeitig aber 
als Lückenfüller für ausgefallene Kolleg_innen 
aus anderen Bereichen dienen sollen. Somit 
werden außerdem die bereits begrenzten 
Ressourcen für die Sprachförderung zusätz-
lich beschnitten. Integration muss endlich als 
Daueraufgabe ernstgenommen werden! 

 

 

 

 

Sandra  
Steinmetz  

Wissenschaftliche Mitarbeiterin und Doktorandin am 
Lehrstuhl für Deutsch als Fremd‐ und Zweitsprache an 
der Universität des Saarlandes, freiberufliche Dozentin 
und Fortbildnerin, Koordinatorin der Regionalgruppe 
Saar von Bündnis DaF/DaZ‐Lehrkräfte. 

Foto: Dominic Jourdain

Informationstreffen der GEW Saarland 
für Sprachförderlehrkräfte

Fachgruppe Gemeinschaftsschule informiert 

Einladung zur ersten Sitzung 2019 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, hiermit lade ich euch zu unserer ersten Sitzung in 2019 ein: 
Termin: Donnerstag, 17. Januar 2019, 17.30 Uhr – 19.00 Uhr,  
Ort: Geschäftsstelle der GEW. 
Als Tagesordnung schlage ich vor: 
1. Planung 2019            
2. Berichte 
3. Verschiedenes 

Ich danke euch für euer rege Mitarbeit im ablaufenden Jahr und freue mich auf eine konstruktive Weiterarbeit im kommenden Jahr. n 

Traudel Job
Vorstand Fachgruppe Berufliche Bildung: Neue Vorsitzende sind Claudia Kilian und Carsten Kohlberger. Stellvertreter_innen Birgit Jenni und Her-
mann Dejon. Schriftführerin Martina Kräh-Bick. Beisitzer_innen sind Julia Willeke, Thomas Lück, Jens Ludwig, Jutta Schäfer, Claudia Forster-Barth, 
Matthias Lickteig und Silke Dubois | Foto: Carsten Kohlberger
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Neuer Vorstand des  
Landesfrauenausschuss gewählt

Landesausschuss 2018 
Landesausschusssitzung der GEW‐Saarland am 12. November 2018 im CFK in Spiesen‐Elversberg

Max Hewer eröffnete den diesjährigen Lan-
desausschuss und die Landesvorsitzende Bir-
git Jenni konnte in ihrer Rede über die Erfolge 
und Tätigkeiten der GEW Saarland seit ihrer 
Wahl im Mai umfassend informieren. Dabei 
standen viele schulische Themen im Mittel-
punkt aber auch die Verhandlungen zur Siche-
rung des öffentlichen Dienstes im Saarland. In 
der Aussprache zur Rede der Vorsitzenden 
wurden abermals Probleme an den verschie-
denen Schulformen thematisiert. Die GEW 
nimmt zur Kenntnis, dass die Probleme in 
allen Feldern der Bildung groß sind und die 
Qualität der Bildung, gerade im Saarland, 
unter dem Spardiktat leidet. 

Der neue und gleich wieder aus beruflichen 
Gründen scheidende Schatzmeister stellte 
den Haushalt für die Jahre 2017 und 2018 vor. 
Fragen der Delegierten zu einzelnen Posten 
und Ausgaben konnten ausnahmslos und 
kompetent beantwortet werden. Als Ersatz 
für den scheidenden Schatzmeister wurde 
Jens Ludwig von der FG Berufliche Schulen 
vom Landesausschuss nachnominiert. Glei-
ches gilt für Yvonne Diessner, die für die nun-
mehr abhängig Beschäftigte Christel Pohl aus 
der Fachgruppe Sozialpädagogische Berufe 
nachbenannt wurde. Sie wurde mit insgesamt 

39 Ja-Stimmen bei 52 abgegebenen Stimmen 
in den GV nachnominiert. 

Willi Schirra stellte danach die Eck- und 
Knackpunkte der nahenden Tarifverhandlun-
gen für den TV-L dar, von denen auch die Ver-
änderungen der Beamtinnen und Beamten im 
Landesdienst abhängen werden. Dabei hob er 
die Einführung der Paralleltabelle (A12 ent-
spricht E12), die Aufwertung der Fachlehrkräf-
te, die Eingruppierung der DaZ- und DaF-Lehr-
kräfte, die Anerkennung des Vorbereitungs-
dienstes bei der Stufenlaufzeit sowie die Ein-
gruppierungen der Lehrwerkmeister und der 
sonderpädagogischen Fachkräfte als Arbeits-
felder hervor, die für die saarländischen Kolle-
ginnen und Kollegen am wichtigsten sein dürf-
ten. Die Delegierten plädierten einstimmig für 
die von Willi Schirra vorgeschlagenen Ver-
handlungspositionen und die Forderung von 
6,5% Lohnerhöhung bei einjähriger Laufzeit. 

Danach wurde der vom GV eingebrachte 
Initiativ-Antrag zum Lehrkräftemangel mit 
einer redaktionellen Veränderung bei drei 
Enthaltungen angenommen. Damit unter-
stützt der saarländische Landesverband das 
auf Bundesebene beschlossene 10 Punkte-
Programm, um die Folgen des Lehrkräfteman-

gels abzumildern. Weitere Initiativanträge 
wurden wegen fortgeschrittener Zeit an den 
Landesvorstand zur Befassung verwiesen. 

Nach den Dankesworten von Birgit Jenni 
durfte abschließend Harald Ley sein traditio-
nelles Schlussgedicht vortragen, das mit den 
Worten endete: „Viel ist schon getan, viel ist 
noch zu tun, sprach der Wasserhahn zum 
Wasserhuhn.“ n 

Matthias Römer & Helmut Stoll 

Entlastung jetzt! 
Bündnis Gemeinschaftsschulen überreicht Bildungsminister Ulrich Commerçon einen Forderungskatalog und eine Liste mit 
über 1.600 Unterschriften

Auf Initiative des Hauptpersonalrates Ge-
meinschaftsschulen hatte sich im Sommer 
2018 kurzfristig das Bündnis „Gemeinschafts-
schulen“ zusammengeschlossen. Diesem ge-
hören neben dem Hauptpersonalrat Gemein-
schaftsschulen, den Örtlichen Personalräte 
und den Kolleg_innen an den saarländischen 
Gemeinschaftsschulen, die Landeselternver-
tretung, die Landesschülervertretung, die 
Gewerkschaft GEW sowie die Verbände SLLV 
und VRB an. 

Hintergrund waren die Überlastungsanzei-
gen vieler Kollegien, von denen der Hauptper-
sonalrat auf Wunsch vieler Örtlichen Perso-
nalräte eine Synopse erstellt hatte. Mit Zu-
stimmung der Örtlichen Personalräte an 
Gemeinschaftsschulen wurden daraus zehn 
Forderungen an den Ministerpräsidenten 
Hans, den Minister für Bildung und Kultur 
Commerçon, die Landtagsfraktionen von CDU, 
SPD und Die Linke sowie den Landkreistag 
gerichtet mit dem Ziel, dass spürbare Entlas-
tungen für die Kolleg_innen -  auch vor dem 
Hintergrund des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes - möglichst zeitnah umgesetzt und 
die dafür notwendigen finanziellen Mittel 
bereits im Doppelhaushalt 2019/20 zur Verfü-
gung gestellt werden. Vor dem Hintergrund 
einer sich rasant verändernden Gesellschaft 
ist dies mittlerweile unabdingbar, damit die 
Kolleg_innen, die an den Schulen hervorra-
gende Arbeit leisten, auch zukünftig ihrem Bil-
dungs- und Erziehungsauftrag gerecht wer-
den können.   

Die zehn Forderungen lauten: 
n Reduzierung des Klassenteilers auf 24 
Schüler_innen 

n Reduzierung der verpflichtenden Unter-
richtsstunden von 27 auf 26 Stunden (Anpas-
sung an die Gymnasien) 

n Einführung einer zweistündigen System-
zeit für jede Lehrkraft (u.a. um der Dokumen-
tationspflicht und dem Beratungsbedarf von 
Schüler_innen und ihren Eltern gerecht wer-
den zu können) 

n Erhöhung der Planstellen im Landeshaus-
halt (u.a. um Doppelbesetzungen zu ermögli-
chen mit dem Ziel einer besseren individuel-
len Förderung der Schüler_innen) 

n Aufstockung der Lehrerreserve 

n Die sofortige Umsetzung der multiprofes-
sionellen Teams (zusätzliche Förderlehrer_in-
nen, Schulsozialarbeiter_innen, Kinderpfle-
ger_innen u.a.) laut Koalitionsvertrag („Kolle-
gium der Zukunft“) 

n Sozialindizierte Ressourcenzuweisung 

n Die vorhandene Regelung, dass im Gebun-
denen Ganztag mindestens eine feste päda-
gogische Unterstützungskraft in jeder Klasse 
eingesetzt wird, (siehe §5 (2) Gebundene 
Ganztagsschulverordnung), umsetzen, und sie 
auch auf alle anderen Gemeinschaftsschulen 
übertragen 

n Beseitigung der Raumproblematik an vie-
len Schulen im Hinblick auf notwendige Diffe-

renzierungsmöglichkeiten, Größe, Klima und 
Lärm sowie umgehender Beseitigung beste-
hender Baumängel und daraus resultierenden 
gesundheitlichen Gefährdungen 

n Schaffung ausreichender Fachräume mit 
entsprechender Ausstattung sowie Rückzugs-
möglichkeiten (z.B. Ruheräume o.ä.) für Schü-
ler_innen und Lehrer_innen. 

Bei der Übergabe des Forderungskatalogs 
zusammen mit den über 1.600 Unterschriften 
von Lehrkräften an den Gemeinschaftsschu-
len an Ulrich Commerçon,  am 29. Oktober 
2018 im Ministerium für Bildung und Kultur 
unterstrichen neben Judith Franz-Lehmann  
von der Landeselternvertretung auch die 
GEW-Vorsitzende Birgit Jenni und der Vorsit-
zende des Hauptpersonalrates, Andreas Sán-
chez Haselberger, dass sich die  Rahmenbe-
dingungen an den saarländischen Gemein-
schaftsschulen schnell und nachhaltig verbes-
sern müssen. Nur so kann die Gemeinschafts-
schule im Saarland den sich rasant verändern-
den gesellschaftlichen Anforderungen gerecht 
werden und sich als von der Politik postulierte 
zweite gleichwertige Säule neben dem Gym-
nasium etablieren und die Kolleg_innen ihren 
Erziehungs- und Bildungsauftrag zur Zufrie-
denheit aller erfüllen. n 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

Traudel Job 

Der Frauenausschuss der GEW Saar hat am 
12.11.2018 im Anschluss an die Landesaus-
schusssitzung von 17.15 bis 19.00 Uhr getagt. 
Birgit Jenni begrüßte die 30 Frauen, die ins 
CFK nach Spiesen-Elversberg gekommen 
waren. Margit Knaak erklärte sich bereit, für 
die erkrankte Anna Haßdenteufel die Ver-
sammlung zu leiten.  

Ulla Blass-Graf, die seit 2006 Vorsitzende 
der GEW-Frauen an der Saar war, wurde am 
Ende der Landesausschusssitzung für ihre 
langjährige Arbeit mit einem Abschiedsge-
schenk gedankt. Sie be-gann die Landesaus-
schusssitzung mit ihrem Tätigkeitsbericht. 

Sie berichtete, dass es in den vergangen 
Jahren gelungen sei, die GEW-Listen für die 
HPR-Wahlen paritätisch zu besetzen. Sie wies 
darauf hin, dass außerdem die Frauen in der 

GEW sowohl im Bund an der Spitze mit Marlis 
Tepe als auch im Saarland mit Birgit Jenni als 
Vorsitzende und Anna Haßdenteufel als einer 
von zwei Stellvertreter_innen gut aufgestellt 
sei. Auch in den geschäftsführenden Aus-
schuss der GEW Saar wurden im Mai 2018 
fünf Frauen gewählt. Die regelmäßige Teilnah-
me der Vorsitzenden des Frauenausschusses 
an den Sitzungen des Landesvorstandes der 
GEW Saar sei ebenso wichtig wie die (stimm-
berechtigte)Teilnahme der Vorsitzenden und 
ihrer Stellvertreterin im Bundes-Frauenaus-
schuss. Ausserdem entsende der Frauenaus-
schuss Delegierte zu Landesausschusssitzun-
gen und Gewerkschaftstagen der GEW Saar. 
Obwohl versucht wurde, weitere GEW-Frauen 
in die gemeinsame Arbeit einzubinden, wurde 
diese doch überwiegend von der Vorsitzen-
den Ulla Blass-Graf und ihrer Stellvertreterin 
Andrea Konter „gestemmt“. 

Da alle vier Jahre die Vorstände der GEW-
Ausschüsse neu gewählt werden, stand an 
diesem 12. November 2018 die Vorstands-
wahl des Frauenausschusses an. Ulla Blass-
Graf schlug als 1. Vorsitzende die Kollegin Bir-
git Weiß vor, die als Lehrerin an der GemS 
Mandelbachtal arbeitet. Andrea Konter kandi-
dierte ebenfalls für dieses Amt. Da nach einer 
10-minütigen „Murmelrunde“ keine weiteren 
Kandidatinnen benannt wurden, stellten sich 
Andrea Konter und Birgit Weiß den anwesen-
den Frauen vor. Beide betonten, dass ihnen 
besonders die Solidarität der Frauen unterei-
nander wichtig sei. In der anschließenden 
geheimen Wahl zur 1. Vorsitzenden erhielt 
Birgit Weiß 21 Stimmen, Andrea Konter 10 
Stimmen (von 31 gültig abgegebenen). Birgit 
Weiß nahm die Wahl an und bedankte sich für 
das in sie gesetzte Vertrauen. Nachdem 
Andrea Konter sich für das Amt der Stellver-

 
 
 
 
Bildung  
ist ein  
Menschenrecht.
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Die Blätter des wilden Spätherbstes geben 
Ahnung davon, was uns wieder im winterkal-
ten ersten Viertel des neuen Jahres erwarten 
wird: Der raue Wind der – bei den anstehen-
den Tarifverhandlungen im öffentlichen 
Dienst der Länder – blockierenden Arbeitge-
ber wird uns argumentativ ins Gesicht wehen. 
Wie könnten wir denn nur solche überhöhten 
Forderungen stellen? Und dann drohen die 
Gewerkschaften mit Streiks. Wie könnten sie 
nur. Und dann kommen wir und wollen auch 
noch die Schulen und Hochschulen bestrei-
ken. Wie könnten wir nur.  

Es wird wieder Streit um die Elternbriefe 
geben, Schulverwaltungen werden wieder 
versuchen Streiks zu verhindern. Ist ihr gutes 
Recht, unser sehr gutes und vornehmes Recht 
ist zu streiken. Geschenkt bekommen wir 
nichts. Keinen Cent, den wir nicht erkämpfen 
müssen. Mühsam, ja, mühsam. Und die Nicht-
mitglieder bekommen es obendrauf und wir 
müssen dabei zusehen, denn einen Gewerk-
schaftsbonus werden diese Arbeitgeber nie 
mit uns vereinbaren, denn sie haben kein 
Interesse an starken Gewerkschaften und wer 
sich noch erinnert, es gab Zeiten, da haben sie 
Schneestürme über den Flächentarifvertrag 
gejagt (2004 bis 2006). Wir müssen uns also 
sortieren, trotz schwieriger Lage, trotz und 
gerade wegen der Verantwortung für unsere 
Schülerinnen und Schüler, Studentinnen und 
Studenten und alle uns Anvertrauten. Sortiert, 
aber nicht trotzig. 

Denn, nein – kein Allgemeinplatz – es wird 
wieder um Viel gehen: Wir müssen für selbst-
verständlich Gehaltenes uns einsetzen, für 

eine lineare Erhöhung unserer Entgelte. Dies 
wird immer als etwas Normales bei Tarifrun-
den gehalten, ist aber jedesmal neu erkämpft, 
denn eigentlich mögen Arbeitgeber immer 
gern Einmalzahlungen. Ja, so ist dies mit den 
Ritualen, sie sind notwendig, es gibt Spielre-
geln, und von ihnen kommt man nicht los, 
wenn man Geld für die Mitglieder erringen 
möchte. Geld und Entgelt, Entgeltordnung. 
Auch dort haben wir ein doppeltes Problem, 
zum einen wird die Anlage A (für alle, die nicht 
Lehrkräfte sind) einer Renovierung unterzo-
gen und wir wollen einen Aufwertung des 

Sozial- und Erziehungsdienstes, zum anderen 
muss der TV EntgO-L (für die Lehrkräfte) drin-
gend verbessert werden. Da genügt nur ein 
Stichwort und wir wissen Bescheid: Parallelta-
belle. Diese Beleidigung muss endlich besei-
tigt werden. Wir brauchen die echte Paralleli-
tät zwischen Entgeltgruppen der Tarifbeschäf-
tigten und den Besoldungsgruppen der Beam-
tinnen und Beamten. Hauptbeispiel: Es muss 
heißen A 12 ist gleich E 12 statt wie bisher A 
12 ist gleich E 11. Ob dies uns gelingen wird? 
Dies kann niemand sagen. Was wir aber 
gemeinsam gelernt haben, ohne Aktionen, 
ohne Streiks, wird es kein Tauwetter im Win-
ter 2019 geben. So wie der Spätherbst vor 
dem Winter kommt, so werden wir uns 
gemeinsam wieder Mut machen und Kraft 
sammeln und uns motivieren, wir werden dis-
kutieren über unsere Forderungen, basisde-
mokratisch, als Mitmachgewerkschaft, um bei 
Kälte wieder auf den Marktplätzen zu stehen 
oder an der Schule Streikwache zu halten. 
Und die Wärme der Solidarität spüren, dass 
Lächeln des Streikpostens im Schneegestöber, 
den heißen Kaffee auf der Kundgebung, die 
kalten Füße, die Schmerzen des Stehens auf 
der Stelle, und wir werden wieder spüren, 
was es heißt, eine Gewerkschaft zu sein. n 

Daniel Merbitz 
Mitglied des Hauptvorstandes,  
zuständig für Tarif‐ und Beschäftigungspolitik 

 
Fotos: Daniel Merbitz 

Spätherbst ist vor dem Winter

Neulich sah ich die Tagesschau vom 
13.09.1998. Helmut Kohl war Bundeskanzler, 
ins Internet ging man mit flotten 56k-Modems, 
VW hatte im Vorjahr den Golf IV vorgestellt, 
Oskar Lafontaine war Vorsitzender der Volkspar-
tei SPD, gerade hatten die Wahllokale in Bayern 
geschlossen und die ersten Hochrechnungen 
für die dortige Landtagswahl lagen vor. CSU-
Spitzenkandidat und Ministerpräsident Edmund 
Stoiber holte mit seiner Partei knapp 53% der 
Stimmen, die SPD-Spitzenkandidatin freute sich 
eher weniger über enttäuschende knapp 30% 
und die Grünen mussten noch etwas zittern, 
kamen aber mit letztendlich 5,7% in das nun 
aus drei Fraktionen bestehende Parlament.  

Hätte am damaligen Abend ein Zukunftsfor-
scher prognostiziert, dass 20 Jahre später die 
CSU nicht mal in die Nähe der 40% kommen, die 
SPD auf fast schon Splitterparteiniveau 
schrumpfen würde, die Grünen bald 20% kna-
cken und darüber hinaus eine am rechten Rand 
taumelnde „Alternative für Deutschland“ exis-
tieren würde, man hätte ihn im besten Falle 
ausgelacht, aufgrund von Wahnvorstellungen 
vielleicht sogar einweisen lassen.  

Deutschland 2018 ist politisch ein verwirren-
des Land geworden. Die Statistiken sind wider-
sprüchlich genug: Es geht dem Land so gut wie 
noch nie in seiner Geschichte, gleichzeitig wer-
den die Armen ärmer und die Reichen reicher. 
Mieten steigen und Pflegenotstand herrscht, 
aber diskutiert wird vor allem dort, wo sie nicht 
sind, über Geflüchtete, die vor drei Jahren ins 
Land kamen. Viele Menschen sehnen sich 
einerseits nach Stabilität und einer „guten alten 
Zeit“, andererseits informiert sich eine zuneh-
mende Zahl bei obskuren Quellen im Internet 
über „die Wahrheit“.   

Alles also widersprüchlich? Nicht unbedingt. 
Zu beobachten ist, dass Ideologien und Bindun-
gen abnehmen. Die „Kernwählerklientel“ ist 
offensichtlich nicht mehr gegeben, in Stein 
gemeißelte politische Vorstellungen werden 

zunehmend unattraktiv. Es gibt zwar eine neue 
Rechtsaußen-Partei, die aber für die Wähler-
schaft außerhalb Ostdeutschlands überschau-
bar attraktiv bleibt, ansonsten ist die Republik 
bunt. Wenn wir den Blick schweifen lassen, 
wurde in Hessen gerade, wenngleich knapp, 
eine schwarz-grüne Koalition wiedergewählt. 
Jamaika regiert in Schleswig-Holstein, Kenia in 
Sachsen-Anhalt, R2G in Thüringen, in Rhein-
land-Pfalz eine Ampel. 

Waren die Bürger_innen früher „links“, 
„rechts“, „konservativ“ oder „liberal“, so sind sie 
heute flexibel; eine passende Antwort auf die 
Fragen unserer Zeit fehlt jedoch bisweilen. Zu 
beobachten ist eine Art Ideologieverschiebung 
in einzelne Politik- und Problemfelder. Exempla-
risch sei hier der saarländische Schulbereich 
genannt, wo die Diskussion über bestimmte 
Entscheidungen teils bizarre Formen annimmt, 
sei es bei Wähler_innen wie Politiker_innen. 
Man erinnere sich an die G8/G9-Debatte, bei 
der eine sachliche Auseinandersetzung schwer 
möglich ist. Wählerinitiativen und Politik tobten 
sich im letzten Jahr in einem Stellvertreterkrieg 
aus, bei dem der faktenorientierte Beobachter 
teils irritiert zurückblieb. Ebenso ist die Inklusi-
on ein völlig verstörend ideologisiertes Thema, 
bei dem sich Kritiker von Befürwortern mit 
Nazivergleichen konfrontiert sehen, Befürwor-
ter von Kritikern zu Spinnern und Traumtänzern 
degradiert werden.  

Die Anwesenden auf der von den Kolle-
g_innen des SLLV organisierten Demo „Schule 
am Limit“ vergangenen September werden sich 
darüber hinaus daran erinnern, dass offensicht-
lich auch unsere Volksvertreter_innen in diesen 
widersprüchlichen Zeiten und einem allgemei-
nen Klima der (gefühlten) Unsicherheit dünn-
häutig werden. So wurden um die 500 Demons-
tranten zu einer „kleinen, lauten Minderheit“ 
erklärt und die Diskussion war beendet. Ist das 
Ausdruck von Hilfs- oder Maßlosigkeit? Von 
Unverständnis oder Realitätsverlust? Bundes-

weit häufen sich die dem außenstehenden 
Beobachter beunruhigend anmutenden Fälle, 
in denen die tatsächlich Beteiligten erratisch 
reagieren. Die Causa Maaßen war ein beson-
ders krasser Ausdruck fehlender Einsicht in 
eigenes Fehlverhalten, aber derlei negative 
Chuzpe zieht sich durch alle Parteien: Die SPD-
Vorsitzende versteht 14% in Wahlumfragen 
offensichtlich nicht als Absage an alles, wofür 
sie und ihre Partei stehen. Der CSU-Vorsitzende 
muss zum Rücktritt gedrängt werden, nachdem 
er das Ansehen seiner Partei an die Wand ge-
fahren hat (dabei hatte man schon halb verges-
sen, dass er sich an seinem 69. Geburtstag kon-
sequenzlos über ebenso viele Abschiebungen 
freute). Der CSU-Spitzenkandidat fährt ein 
desaströses Ergebnis ein und wird dafür voraus-
sichtlich mit dem Parteivorsitz belohnt. Vom 
Dauer-Ausscheren der AfD nach rechtsaußen 
redet mittlerweile kaum noch jemand. Und 
Christian Lindner, der erste FDP-Politiker mit 
Rückgrat und Überzeugungen in der Geschichte 
seiner Partei, wird von den anderen gerade 
Genannten geschmäht, er habe sich vor der 
Verantwortung gedrückt.  

All das wäre einem 1998 bizarr vorgekom-
men, wobei damals die hessische CDU noch als 
„Stahlhelm“-Fraktion bekannt war, was wieder-
um heute komisch anmutet. Es ist also zunächst 
einmal alles anders geworden, und vielleicht 
müssen sich Bürger_innen und Politiker_innen 
noch mit dieser neuen, bunteren, unklareren 
Zeit anfreunden, in der man ständig das Gefühl 
hat, zwischen allem und nichts zu stehen. Der 
Wunsch, die gefühlte Stabilität von 1998 zu-
rückzuerlangen, wird jedenfalls nicht erfüllbar 
sein. Also bitte: Anpassen und Durchhalteparo-
len einstellen. Denn vielleicht ist die Antwort auf 
die Widersprüchlichkeit der heutigen Zeit das 
Ende der Ideologie und ein neues Zeitalter des 
sachlichen Pragmatismus. Dann wäre der Über-
gang ins 3 Jahrtausend endlich vollzogen. n 

Helmut Bieg

KOMMENTAR 
Gedanken zur aktuellen politischen Lage 
Bestandsaufnahme

treterin nicht mehr zur Verfügung stellte, wur-
den Maryam Farahany (Bereich Jugendhilfe) 
und Nicole Häffner (Bereich Hochschule) per 
Akklamation zu zwei gleichberechtigten Stell-
vertreterinnen gewählt. Beide nahmen die 
Wahl an. 

Am Ende dieser Frauen-Ausschusssitzung 
wurden Themen gesammelt, die in nächster 
Zukunft bearbeitet werden sollen (Gesund-

heitsförderung; Arbeitsschutz; Kinderkran-
kentage und Beruf; Anrechnung der Elternzeit 
auf die Einstufungszeit der Lehrerinnen). 

Ich wünsche dem neu gewählten Vorstand 
des Frauenausschusses bei der Arbeit für die 
GEW-Frauen viel Unterstützung und gelebte 
Solidarität. 

Hilla Haßdenteufel 
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Zum 100. Jahrestag der Novemberrevoluti-
on hat der in Saarbrücken lebende Sozialwis-
senschaftler und Autor Klaus Gietinger einen 
Band veröffentlicht, der sich kritisch mit der 
traditionellen Historiografie der deutschen 
Arbeiterbewegung und der Novemberrevolu-
tion auseinandersetzt.  

Gietinger geht es in seinem Band vor allem 
um die verpassten Chancen der Revolution 
und um die Gründe für ein Scheitern umfas-
sender Sozialisierung der Wirtschaft und der 
weitgehende Verzicht auf Basis-Demokratisie-
rung von Militär, Verwaltung, Justiz, Polizei 
und Bildung. Gestützt auf eigene langjährige 
und intensive Studien meist unbekannter und 
ungenutzter Quellen und auf neueste For-
schungen meist jüngerer Historiker kommt er 
zu einem differenzierteren Fazit des Schei-
terns der Novemberrevolution. 

Bereits in seiner Biografie des Reichswehr-
Hauptmanns Waldemar Papst, der für die 
Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl 
Liebknecht nie zur Verantwortung gezogen 
wurde, hat Gietinger die Mitverantwortung 
der damaligen sozialdemokratischen Füh-
rungskräfte wie Ebert und Scheidemann und 
vor allem des Volksbeauftragten für Heer und 
Marine, Gustav Noske, herausgearbeitet.      

Nach einem Vorwort von Karl Heinz Roth 
folgt ein Abriss zur Geschichte der Geschichte 
der Novemberrevolution und zum neuesten 
Forschungsstand. In den weiteren vier Kapi-
teln werden Vorgeschichte, Ablauf und Ab-
schluss (Konterrevolution) der Novemberre-
volution unter kritischer Einarbeitung der Er-
gebnisse der neuesten historischen Forschun-
gen analysiert. Das letzte Kapitel bilanziert 
den vergessenen Frühling. Im Anhang werden 
ausführlich die verwendeten Quellen doku-
mentiert. Ein Personenregister erleichtert das 
Nachblättern.  

Gietinger setzt sich mit simplen Verratsthe-
sen („Wer hat uns verraten? Sozialdemokra-
ten“) kritisch auseinander, kommt aber zu 
dem Ergebnis, dass führende Sozialdemokra-
ten und Gewerkschafter den konterrevolutio-
nären, antidemokratischen Kräften aus Angst 
vor der angeblich drohenden Bolschewisie-
rung in die Hände gearbeitet hätten. Anstatt 
die kaiserlichen Militärstrukturen mit der 
Obersten Heeresleitung (OHL) zu zerschlagen 
und die von den Soldaten-Räten gebildeten 

demokratischen Volksdivisionen zu unterstüt-
zen, hätten die ver(klein-)bürgerlichten SPD- 
und Gewerkschafts-Führungen auf die reak-
tionären alten Militärs und Freikorps gesetzt 
als auf ihre eigenen Anhänger. Bereits der 
Ebert-Groener-Geheimpakt und das Legien-
Stinnes-Abkommen seien die Keimzellen einer 
verhängnisvollen Kooperation mit den reak-
tionären, antidemokratischen und kapitalisti-
schen Kräften gewesen. Gietinger kritisiert die 
Führung der Mehrheitssozialdemokratie 
(MSPD): „Sozialisierung war für sie eine leere 
Floskel, Parlamentarismus das einzige Ziel. 
Republikfeindliche Freikorps die Mittel. Inner-
halb weniger Wochen waren die führenden 
Männer der Sozialdemokratie zur schlimms-
ten Gewaltanwendung bereit“ (S. 203).  

Gleichzeitig macht Klaus Gietinger deutlich, 
dass die parteiungebundene Räte-Bewegung 
von unten auch an der Unkoordiniertheit der 
radikalisierten Arbeiter, an der Spaltung der 
Arbeiterbewegung in SPD, USPD und KPD und 
an der indifferenten Haltung der USPD und an 
der “zu sehr revolutionären Gymnastik“ von 
Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht  geschei-
tert sei. Gietinger kritisiert zu Recht auch die 
USPD, deren Sorglosigkeit und Politikversa-
gen, indem sie sich aus den Machtpositionen 
hinausdrängen ließ und auch die Fehler von 
Karl Liebknecht und des Spartakusbundes, die 
ihre Massenwirksamkeit überschätzten, aber 
gleichzeitig eine Beteiligung an der Regierungs-
verantwortung ausschlugen. Was bleibt?: 
“Eine Revolution, die einen Weltkrieg beende-
te, parlamentarische Demokratie erkämpfte, 
die aber noch viel mehr im Köcher hatte. Die 
revolutionären Arbeitermassen wünschten 
eine neue Form von Demokratie, die nicht 
bloß parlamentarisch sein sollte, sondern 
auch den Kapitalismus und Militarismus 
abschaffen wollte, eine Demokratie »ganz 
neuen Typs» (S. 204/205).  

Klaus Gietinger hat zur Erinnerung an die 
Novemberrevolution 1918 ein wichtiges Buch 
geschrieben, das zum Nachdenken für die ak-
tuelle politische Situation anregt und trotz 
oder wegen manch kratzbürstiger Zuspitzung 
in der politischen Einschätzung und Wertung 
sehr lesenswert ist. Vor allem erinnert es an 
fast vergessene, unerfüllte, revolutionäre 
demokratische Forderungen (Sozialisierung, 
Basisdemokratie) und mahnt uns zu erhöhter 
Wachsamkeit gegen Militarismus, Nationalis-
mus, Rassismus und ausufernden Kapitalismus. 

Klaus Gietinger (*1955) ist Sozialwissen-
schaftler, Buchautor, Drehbuchautor und 
Filmregisseur. Sowohl mit Drehbuch als auch 
mit Regie war er verantwortlich für verschie-
dene Tatorte, Spiel- und Dokumentar- und 
Kinderfilme, zuletzt für «Mein Kampf - Pro-
gramm eines Massenmörders» (2016), «Wie 
starb Benno Ohnesorg?» (2017) und «Len-
chen Demuth und Karl Marx» (2018). In sei-
nen zahlreichen Publikationen beschäftigte er 
sich auch intensiv mit der Novemberrevoluti-
on 1918/19 z. B. mit dem Band: »Der Konter-
revolutionär. Waldemar Pabst – eine deutsche 
Karriere» (2008). Gietinger lebt seit einigen 
Jahren in Saarbrücken. n 

Klaus Ludwig Helf 
Klaus Gietinger: November 1918. Der verpasste Früh‐
ling des 20. Jahrhunderts 
Edition Nautilus Hamburg 2018, 272 Seiten 
ISBN: 978‐3‐96054‐075‐5 
Preis: 18 Euro. 

 

 

 

 

Der verpasste Frühling des  
Jahrhunderts

„Ich war sehr glücklich an dem Tag, an dem 
ich hörte, dass ich wieder zur Schule gehen 
darf. Meine Lieblingsfächer sind Biologie, 
Geschichte und Staatsbürgerkunde. Mein 
Traum ist es, Lehrer zu werden." Das sagte uns 
mit strahlenden Augen der fünfzehnjährige 
Massai-Junge Rachid aus Tansania.  

Für viele Kinder in den afrikanischen Pro-
jektregionen ist es nicht selbstverständlich, 
dass sie jemals einen Schulabschluss machen 
können, wenn sie aus finanziellen Gründen 
einmal ihren Schulbesuch unterbrechen 
mussten. Eins der wichtigsten Ziele bei der 
Einrichtung kinderarbeitsfreier Zonen ist für 
die Gewerkschaften zunächst die Schulung 
der Lehrkräfte bezüglich der Rechte von Kin-
dern und ihrer eigenen Einstellung zu Kinder-
arbeit, dann aber auch in Kommunikations-
techniken für den Umgang mit Eltern und 
Dorfgemeinschaften. Eine Fortbildung in kind-
gerechten Unterrichtsmethoden hilft vielen 
Lehrer*innen, Schule für die Kinder noch 
attraktiver zu gestalten.  

In der Provinz Chipinge (Manicaland, Zim-
babwe) zum Beispiel galt bis vor kurzem noch 
das Earn & Lern–System, das besagt: Nur Kin-
der, die Lohnarbeit verrichten, können auf 
eine Einschulung hoffen. Auch wenn das 2013 
in Zimbabwe abgeschafft wurde, ist es aus 
dem Bewusstsein der Menschen noch nicht 
verschwunden.  

In gründlichen Sensibilisierungskampagnen 
stellen die Gewerkschaften ZIMTA und PTUZ 
klar, dass ein Kind in die Schule gehört und 
nicht auf die Teeplantage oder in Hausarbeit. 
An den elf Schulen im Projektgebiet entwi-
ckelten insgesamt über hundert Lehrkräfte 
andere Unterrichtsformen und bewirkten mit 
passenden Sketchen, Liedern, Tänzen und Pla-
katen, dass das Bewusstsein für den Wert von 
Bildung gesteigert wurde. Die Quote der 
Schulabbrüche sank in diesen Schulen, die der 

Einschulungen stieg um mehr als 6% in den 
letzten Jahren.  

Die Gewerkschaft UNATU in Uganda richte-
te in Zusammenarbeit mit einer anderen 
Nichtregierungsorganisation, einem Kaffee-
produzenten und dem UTZ-Prüfsiegel erfolg-
reich eine kinderarbeitsfreie Zone im Erussi-
Gebiet ein. Hierbei steht besonders die Wie-
dereingliederung von Mädchen im Fokus, 
wobei die Schulen gerade auf die Bedürfnisse 
von Mädchen in der Pubertät aus- und einge-
richtet werden müssen (z. B. separate, 
abschließbare Toiletten). Frühe Schwanger-
schaften und Frühverheiratung sollen vermie-
den werden. In den drei Projektjahren stiegen 
die Schülerzahlen, aber auch die Mitglieder-
zahlen der Gewerkschaften jeweils um mehr 
als 20 Prozent. (Foto ‚Kinder gegen Kinderar-
beit‘) 

Bei dem Projekt unserer Schwestergewerk-
schaft F-SYNTER in Burkina Faso konnten in 
den letzten drei Jahren (gemeinsam mit der 
Sozialarbeitergewerkschaft SYNTAS) mehr als 
einhundert Kinder und Jugendliche von der 
Straße, von Feldarbeit oder aus Steinbrüchen 
geholt werden. Dort, wo es möglich war, gin-
gen sie in ihre Herkunftsfamilien zurück und 
nahmen wohnortnah am Schulunterricht teil. 
Die Ältere erhielten auch das Angebot einer 
Berufsausbildung in Werkstätten und Fachbe-
trieben.  

Das gewerkschaftliche Projekt in der Nähe 
der Hauptstadt erregte durchaus eine gewisse 
Aufmerksamkeit der verantwortlichen Minis-
terien dort. Seit diesem Sommer nahmen 
Regierungsmitglieder ihrerseits die Straßen-
kinder in einigen großen Städten in den Blick, 
wobei sie von der Medienöffentlichkeit 
begleitet wurden. (Foto von Jugendlichen im 
Betrieb) 

Im Nachbarland Mali entstand in ländlichen 
Regionen südlich der Hauptstadt seit 2014 
eine kinderarbeitsfreie Zone, in der seitdem 
840 Lehrkräfte fortgebildet und eingebunden 
wurden. 42 von ihnen sind inzwischen als Pro-
jektverantwortliche in ihren Schulen und 
Dorfgemeinschaften tätig. Viele von ihnen 
hörten durch die Schulung der Gewerkschaft 
SNEC zum ersten Mal, dass es eine Kinder-
rechtskonvention gibt, die auch von Mali rati-
fiziert wurde und sie lernten, sich in die 
Gemeinschaft zu integrieren und dieses Wis-
sen zu verbreiten. In den Schulen gründeten 
sie paritätisch von Jungen und Mädchen 
besetzte Klubs gegen Kinderarbeit, die sich 
um nicht eingeschulte Kinder oder solche, die 
die Schule abbrachen, kümmern. Und in eini-
gen Dörfern existieren Müttervereine, die hel-
fen, die Widerstände gegen den Schulbesuch 
bei einigen Kindern und Familien zu überwin-
den. 

Wenn ein Kind aus Kinderarbeit zurück in 
die Schule kommt, ist dafür gesorgt, dass es 
sich willkommen fühlen kann, nicht für den 

Schulabbruch verantwortlich gemacht und 
wegen Lernrückständen beschämt wird, son-
dern Hilfen bekommt. 

„Als ehemaliger Kinderarbeiter, der den 
Lehrerberuf ergreifen konnte, war es einfa-
cher für mich, Kinder vom Wert der Bildung zu 
überzeugen, ich konnte schon 44 in die Schule 
zurückbringen.“, berichtet Noumoutieba Diar-
ra, der heute nicht nur Schulleiter seiner 
Grundschule, sondern auch Koordinator der 
Schulverantwortlichen für das Projekt in der 
ganzen Region wurde und seine Gewerkschaft 
SNEC vor Ort repräsentiert. n 

Bruni Römer 
Fotos: Samuel Grumiau 

GEW für Bildung statt Kinderarbeit 
Projekte in fünf afrikanischen Ländern finanziell unterstützt durch fair childhood

Rachid mit seinen Lehrern

Kinder werben für Kinderrechte
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